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. 290 _ Mitig- Ausgabe 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 


32. eng des Reichstages. (16. December.) 

a h 11 0 iſche des Bundesrathes Delbiüd, Leonhardt u. A., ſpäter 
rſt Bismarck. 
Am 12. d. M. hatte das Haus den Antrag des Abg. Lasker ange⸗ 

nommen mit Rücksicht auf die am 11. d. M. erfolgte Verhaftung des Ab⸗ 

aaneten Majunke in Folge eines rechtskräftigen Strafurtheils die Ge⸗ 

n mit ſchleuniger Berichterſtattung darüber zu be⸗ 
ragen: 

I) ob nach Art. 31 der deutſchen Reichsverfaſſung die Verhaftung eines 

Reichstagsmit liedes auf Grund rechtskräftigen Strafurtheils während der 

Seſſion des Reichstages ohne Zuſtimmung des letztern verfaſſungmäßig zu⸗ 


ig ſei; : 

D ob und welche Schritte zu veranlaſſen, um Verhaftungen von Mit 
gliedern des Reichstags in Folge eines rechtskräftigen Strafurtheils wäh⸗ 
tend der Seſſion des Reichstages ohne Zuſtimmung deſſelben vorzubeugen. 

Der angezogene Art. 31 der n lautet: „Ohne Genehmi⸗ 
gund des Nel stages kann kein Mitglied deſſelben während der Sitzungs⸗ 
periode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterfuchung gezo⸗ 
en oder verhaftet werden, außer m an es bei Ausübung der That oder im 

ufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird. Gleiche Genehmigung iſt 
bei einer Verhaftung wegen Schulden erforderlich. Auf Verlangen des 
Reichstages wird jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied deſſelben und 
5 e oder Civilhaft für die Dauer der Sitzungsperiode auf⸗ 
ehoben“, 

Im Schooße der Commiſſion ſoaren vier verſchiedene Anträge geſtellt 
worden, welche entweder ganz und gar oder in einzelnen Theilen ange 
worden. Eine Majorität von 11 Stimmen gegen eine fand ſich nur für die 
derfaſſuugsmäßige Zuläſſigkeit der am 11. d. M. 


erfolgten Verhaftung, indem 
zwiſchen der Verhaftung zum Zwecke einer Unterſuchung und zum Zwecke der 

ollſtreckung eines Rechtskräftig gewordenen Strafurtheils ſtreng unterſchieden 
wurde. Alle übrigen Vorſchläge? entweder den Artikel 31 der Verfaſſung 
dahin zu ändern, daß auch eine Strafvollſtreckung ſowie jede Freiheitsſtrafe 
über ein Mitglied des Reichstages nur unter Zuſtimmung des d Weeſef 
während der Dauer der Seſſion verhängt werden dürfe, — oder die Verfaſ⸗ 
ſungsfrage vorläufig auf ſich beruhen zu laſſen und im vorliegenden Falle, 
ſowie in allen künftigen ähnlichen Fällen durch Dazwiſchenkunft des Reichs⸗ 

uzlers bei den Landesregierungen Abhilfe zu ſchaffen, jo daß der Reichstag 

r die Thunlichkeit der Strafbollitredung en gehört werden muß, — 
e dieſe in perſchiedene Formen gekleideten Anträge wurden abgelehnt. Die 

der letzteren Kategorie angehörenden wurden dadurch motivirt, daß eine Ent⸗ 

Meinung der hoͤchſten gerichtlichen Inſtanz über die dem Abg. Majunte zu⸗ 

ſtehende Beſchwerde noch nicht erfolgt iſt. 1 

Der Referent Abg. Harnier analyſirt dieſe verſchiedenen Anträge, durch 
welche die Commiſſion die an ſie gerichteteten Fragen zu beantworten ver⸗ 
ſucht hat, ohne ſich einen derſelben anzueignen und dem Haufe zur Annahme 
empfehlen zu können. Auf die Mittheilung ihres Wortlautes dürfen wir 
um jo eher verzichten, als fie beute im Plenum zum Theil wieder eingebracht 

werden. Es beantragen nämlich 1 

1) Abg. Becker: In Erwägung, daß das Bedürfniß die Frage der 

Zuläſſigleit der Straſvollſtreckung gegen ein Mitglied des Reichstages wäh⸗ 
\ Zend der Dauer der Reichstagsſeſſion geſetzlich zu regeln, zweckmäßig bei der 
exathung der Straſproceßordnung feine Erwägung finden wird, geht der 
| Reichstag über die in dem Antrage des Abg. Lasker geſtellten Fragen zur 

Tagesordnung über. 0 8 

2) Abg. Sonnemann: Der Reichstag wolle beſchließen, 1) die Ent⸗ 
laſſung des Abg. Majunke aus der über ihn verhängten Haft für die Dauer 
der gegenwärtigen Sitzungs⸗Periode zu perlangen; 2) den Reichskanzler zu 
erſuchen, zur Ausführung dieſes Beſchluſſes das Nöthige zu veranlaſſen. 

3) Abg. Windthorßt: Der Reichstag wolle beſchließen, den Reichskanzler 
date en, daß das wäßbrend der gegenwärtigen Reichstag⸗Seſſion ver⸗ 
nad Mitglied des Reichstages Majunke während der Dauer der Seſſion 
1955 Halt entlaſſen werde. f f 2 
6 Abg. Banks: Der Reichstag wolle beſchließen, dem nachfolgenden 
d eſezentwurf feine Zuſtimmung zu geben: Geſez, betreffend die Abänderung 
A rt. 31 der Reichsverfaſſung. 1 5 Paragraph: im 3. Abſatz des 

ttikel 31 der Verfaſſung des deutſchen Reiches hinter dem Worte „Straf⸗ 
erfahren“ einzufügen: „jo wie jede Strafvollſtreckung, ſo daß der 3. Abſatz 
des Art. 31 folgendermaßen lautet: Auf Verlangen des Neicötages wird 
jedes Strafverfahren, ſo wie jede Strafvollitredung gegen ein Mitglied des: 
Er ke ee oder Civilhaft für die Dauer der Sitzungs⸗ 
iode aufgehoben. 

5), Abg. Hoffmann: Der 1 wolle beschließen, dem Abſatz 1 des 
Art. 31 der deutſchen rare Gl folgende Faſſung zu geben: Ohne Ge⸗ 

nehmigung des Reichstages kann kein Mitglied deſſelben während der 
Sitzungsperiode verhaftet oder wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung 

zur Unterſuchung gezogen werden, außer wenn es bei Ausübung der That 
oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird. 

Präfident v. Forckenbeck: Das Haus befindet ſich dieſen Anträgen gegen⸗ 

er in einer eigenthümlichen Lage, die Anträge Becker, Sonnemann und 
Windthorſt ſind als Abänderungsanträge zu dem Commifftonsbericht geftellt 
und über ihre Behandlung als ſolche kann in Beziehung auf die Geſchäfts⸗ 
dednung lein Zweifel ſein. Dagegen enthalten die Anträge Banks und 
offmann, wenn fie auch durch den Commiſſionsbericht hervorgerufen find, 
doch Geſetzentwürfe don einer weit tragenden Bedeutung, da ſie eine Ab⸗ 
Aberung der Verfaſſung involviren. Sie können daher in der heutigen 

Sitzung nicht erledigt werden, da nach den 98 16, 17, 18 und 20 der Ge⸗ 

ſhäftsordnung bei allen Anträgen, welche einen Geſetzesvorſchlag enthalten, 

eine dreimalige Leſung und Berathung ſtattfinden al Auch die erſte Be⸗ 
dathung dieſer Anträge könnte eigentlich und ſtrikte genommen nur erfolgen, 
enn dieſelben zuvor gedruckt vorgelegen haben und die in § 20 vorge⸗ 

Öriebene Friſt bis zur erſten —— — abgelgufen iſt. Die Anträge ſind 

8 er, wie nicht beſtritten werden kann, durch den Bericht der Geſchäftsordnungs⸗ 

io mmiffion hervorgerufen, und wenn daher Niemand im Haufe widerspricht, 

e würde ich vorſchlagen, heute wenigſtens die erſte Berathung derſelben, 

ledoch nur dieſe, zuzulaſſen. 

Abg. v. Kardorff: Ich erhebe Widerſpruch. 5 

Abg. Lasker iſt in der Geſchäftsordnungsfrage mit dem Präſidenten 
5 berftanden und giebt anheim, ob nicht die Antragſteller ihren Zweck er: 
chen, wenn fie ihre Anträge, welche zur Abänderung der Verfaſſung geſtellt 
nd, in die Form einer Reſolution kleiden. 
y er v. Hoderbed: Die Commiſſion war in jedem Falle berechtigt, 
wen intrag zu ſtellen, der eine Abänderung der Verfaſſung enthält; und 
Fun biejelbe ii einem ſolchen Beſchluß leider nicht gekommen ift, fo muß 
unzweifelhaft auch jedem Mitgliede des Hauſes geſtattet ſein, einen der⸗ 
j igen Antrag zu ftellen. Der Vorſicht halber indeß und um in jedem Falle 
A5 erſte Leſung dieſer Anträge ſicher zu ſtellen, beantrage ich, dem Rathe des 
beſch Lasker folgend, eine Reſolution dahin lautend: der Reichstag wolle 
tlalchließen, zu erklären: „Behufs Auſrechterhaltung der Würde des Reichs⸗ 
Rec iſt es nothwendig, im Wege der Declaration reſp. Abänderung der 
ten eperfaffung die Möglichkeit auszufchließen, daß ein Abgeordneter wäh⸗ 
haste De der Sitzungsperiode ohne Genehmigung des Reichstages ber: 
erde. 
daß Abg. Banks erklärt gleichfalls ſeinen Antrag dahin abändern zu wollen, 
tan pie Eingangsworte lauten: Der Reichstag wolle beſchließen, den Reichs⸗ 
vn er aufzuforden, den folgenden Geſetzentwurf zu erlaſſen u. ſ. w. 
neter Hoffmann zieht feinen Antrag zurück. 
gedhräſtdent v. Forckenbeck bemerkt, daß, da ſämmmtliche Anträge nicht 

. vorliegen, nach der Geſchäftsordnung eine nochmalige Abſtimmung 
richt eſelben nothwendig ſei. Den Antrag Lasker erachte er durch den Be⸗ 
daher der Commiſſion für formell erledigt und der Abgeordnete Lasker könne 
das W = A Berathung als Antragſtellrr nicht mehr zum Schluſſe 

' erhalten. 

bg, Becker (Oldenburg): In dieſer Frage handelt es ſich weniger um 


Abge⸗ 


P 5 — wahr!) 
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das, was Rechtens iſt, als vielmehr um das, was Rechtens fein ſoll; es iſt 
deshalb nicht erwünſcht, die Frage mit Ja oder Nein zu beantworten. Die 
Frage, wann eine Haft, die ſchon erkannt iſt, vollſtreckt werden ſoll, iſt ledig⸗ 
lich eine Frage der Juſtizverwaltung und geht die Gerichte nichts an, wenn 
wir alſo in die Vollſtreckung dieſer Haft eingreifen, ſo greifen wir nicht in 
die Rechtspflege ein, ſondern nur in die Juſtizverwaltung. Ebenſo wie dieſe 
berechtigt iſt, aus gewiſſen Gründen, z. B. aus Geſchäfts⸗, Familien⸗ oder 
Geſundheitsrückſichten die Strafvollitredung auszuſetzen, follte doch die Eigen: 
ſchaft als Mitglied des Reichstages auch ein Grund fein, welcher eine Aug: 
ſetzung der Strafpollſtreckung wäbrend des Zuſammenſeins des Reichstages 
zuläßt. Es iſt aber beſſer, die Frage einer kühleren, ſorgfältigen Erwägung 
iu überlafjen, beſonders da dann auch noch andere Puncte zur Sprache 
ommen müßten. wenn die Sache einmal einer geſetzlichen Regelung unter: 
worfen werden ſollte, denn außer den Civil⸗ und Strafhaften giebt es noch 
andere Arten der Haft. Wenn einer von den anderen Anträgen angenom⸗ 
men werden ſollte, ſo iſt eszzweifelhaft, ob wir Gehör finden, bei der Be⸗ 
rathung der Juſtizgeſetze können wir die Sache regeln und da können und 
müſſen wir Gebör finden. 

Abg. Windthorſt: Als der Antrag des Abg. Lasker am Sonnabend 
eingebracht wurde, war das Haus faſt einſtimmig; heute quot capita, tot 
sensus, indem man ganz außerordentlich gründlich bemüht geweſen iſt, ein 
nothwendiges Recht des Reichstages in Zweifel zu ziehen. Der Fall des 
Abg. Majunke hat den Anlaß gegeben zu der ganzen Frage. Wenn der 
Reichstag in dieſem erſten Fall ſeine Meinung erklärt und die Herausgabe 
verlangt hätte, ſo würde dadurch ein für allemal ein Präzudiz geſchaffen ſein. 
Wenn vor Eröffnung des Reichstages die Haft begonnen hätte, jo hätte an⸗ 
gefons des klaren Wortlautes der 3 nichts ggelheben können. Der 

bg. Majunke iſt aber erſt nach der Eröffnung des Reichstages in Haft ge: 
bracht, nachdem er lange Zeit an den Verhandlungen en Theil ge⸗ 
nommen hatte. Der Angeklagte iſt auch vorher in keiner Weiſe benachrich⸗ 
tigt worden, er wurde einfach auf die Stadtwpoigtei beſchieden und dort ſofort 
verhaftet; es wurde ihm nur geſtattet, in Begleitung eines Schutzmannes 
nach Hauſe zu gehen, um das Redactionsperſonal ſeiner Zeitung zu benach⸗ 
richtigen und ſich mit Wäſche und Büchern zu verſehen. Eine ſolche Ver⸗ 
haftung kann ſich der Reichstag nicht gefallen laſſen und kann darüber nicht 
zur Tee übergehen, ohne dadurch ſeine Würde verletzt zu ſehen. 
ach dem Anlaufe, den man gemacht hat, würde ein ſolcher 
üdzug vom deutſchen Volke nicht begriffen werden, und auswärts noch viel 
weniger. Fan wahr!) Ich bin der Meinung, daß der Artikel 31, wenn er 
nicht eine Tautologie enthalten ſoll, beſtimmt, ſede Verhaftung ohne Geneh⸗ 
migung des Hauſes, iſt während der Sitzungszeit unzuläſſig. Denn dadurch 
würde ja der Abgeordnete gleichſam aus dem Beſitz des Hauſes herausgeholt 
werden; etwas anderes iſt es, wenn der Reichstag eines ſeiner Mitglieder 
aus den Händen des Gerichtes herausholen wollte. Man iſt nun auf die 
Entſtehungsgeſchichte zurückgegangen und hat von den verſchiedenen Motiven 
der Redner 455 dieſem Artikel 31 gefprochen. 5 1 4 

char otive die Regierungen gehabt haben, iſt gar nicht einmal zu 
ſagen. Aber wenn man bei Familien⸗ und Geſundheitsrückſichten eine Aus⸗ 
ſetzung der Strafhaft für zweckmäßig hält, jo iſt daſſelbe Bedürfniß hier wohl 
ebenſo vorhanden. Da die liberalen Parteien in dieſer Sache in dankens⸗ 
werther Weile die Initiative ergriffen hatten, ſo hätte ich fie gern darin ge⸗ 
laſſen; der Abg. Becker aber will die Sache der Criminalproceßordnung über⸗ 
laſſen, die jedenfalls noch eine geraume Zeit auf ſich warten laſſen wird, 
denn ich glaube, daß ſie erſt nach drei Jahren ungefähr zur vollen Anwen⸗ 
dung kommen wird. Ich bin deshalb der Meinung, daß wir meinen An⸗ 
trag möglichſt einſtimmig annehmen müſſen, um ein Präjudiz zu ſchaffen; 
für den Antrag kann Jedermann ſtimmen; welche Anſicht er auch von dem 
Artikel 31 hat; der Antrag Becker iſt wieder nur eine ſpaniſche Wand, hinter 
der ſich die liberalen Parteien zurückziehen wollen. Ich glaube aber, es 
giebt für dieſen Fall ein oder Der Abgeordnete Liebknecht lam wäh⸗ 
rend ves Reichstags hierher, ohne behelligt zu werden; nach dem Schluß des 
Reichstags ging er nach Sachſen zurück und wurde verhaftet. Ich nehme 
nun an, man hat die Verhaftung unterlaſſen, entweder weil man ſie für 
unzuläſſig hielt, oder weil man die a di. d an den Geſchäften des 
Reichstages für eben ſo wichtig hielt, als die Geſchäfte, wegen deren die 
Strafvollſtreckung ausgeſetzt werden kann. Ich beklage nur, daß die Reichs⸗ 
regierung nicht in der Lage war, unſere Discuſſion dadurch abzukürzen, daß 
fie den Abgeordneten Majunke aus der Haft entließ. Da es ſich bier nur 
um eine Maßregel der Juſtizverwaltung handelt, und der Juſtizminiſter wohl 
in der Lage war, zu ſagen: „der Mann muß bis zum Schluß des Reichs⸗ 
tages beurlaubt werden.“ Ware das geſchehen, ſo wäre die heutige Er⸗ 
örterung erſpart worden und beſonders wäre das Schauspiel vermieden, 
Br in, einer fo wichtigen Angelegenheit eine ſolche Fluth von Anträgen 

ein 

Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt: Ich werde mich auf einige that⸗ 
ſächliche Berichtigungen beſchränken. Der Fa er wirft einen leiſen 
Vorwurf wenigſtens auf die Gerichte, indem er ſagt, Herr Majunke ſei außer⸗ 
ordentlich eilig eingeſperrt worden, ohne daß er gewußt hätte, weßwegen. 
Die Sache liegt aber einfach ſo: Das rechtskräftige Urtheil erging unterm 
23. September 1874. Dieſes Erkenntniß dritter Inſtanz ging dem Stadt: 
gericht am 29. September zu. Dieſes verfügte am 6. October die Behändi⸗ 
gung des Erkenntniſſes an den Angeklagten und den Erlaß einer Aufforde⸗ 
rung an denſelben zum Antritt der Strafe innerhalb acht Tagen. Darauf 
wurde berichtet: Der Adreſſat iſt nach der Ausſage des Directors Eirund 
auf unbeſtimmte Zeit verreiſt; Aufenthaltsort unbekannt. Dieſe Erklärung 
eines, wie es ſcheint, den Verhältniſſen naheſtehenden Mannes iſt doch immer 
etwas bedenklich. Dann iſt weiter verfügt, daß das Erkenntniß durch den 
Gerichtsboten an einen Hausgenoſſen des Angeklagten behändigt werde und 
daſſelbe iſt darauf am 22. October dem Angeklagten durch Auheften an die 
Thür feiner Wohnung vorſchriftsmäßig behändigt. Am 30. October iſt die 
Verhaftung berfügt. Ich glaube doch, daß Niemand mit Grund behaupten 
kann, daß gegen Herrn Majunke mit beſonderer Eile verfahren wäre, oder 
daß er nicht gewußt hätte, daß ſeine Verhaftung bevorſtehe, oder daß er 
nicht ſeine Einrichtungen in dieſer Beziehung hätte treffen können. Zweitens 
iſt es dem Herrn Abgeordneten Windthorſt nicht recht erklärlich erſchienen, 
daß die Verhaftung erſt zu einem verhältnißmäßig ſpäten Zeitpunkte einge: 
treten ſei. Das Kammergericht habe am 18. November beſchloſſen, daß die 
Verhaftung zuläſſig ſei. Das ift nun ganz richtig. Da es ſich hier um eine 
an und für ſich eilige Sache 2 gehandelt hat, ſo werden mehrere Tage 
hingegangen ſein, bis die Sache an das Stadtgericht gekommen und von 
dieſem weitere Verfügung erlaſſen iſt. Dieſe theilte das Kammergericht un⸗ 
term 26. Nopember dem Staatsanwalt zur Aeußerung mit, welcher ſich dahin 
äußerte, daß feiner Meinung nach der Verhaftung nichts entgegenſtehe, — 
und fo iſt unterm 9. December das Polizeipraſidium requirirt, die Verhaf⸗ 
nich 9 Alſo auch in dieſer Richtung liegt irgend ein Bedenken 
nicht vor. 

Ferner darf ich wohl noch einen Punkt anſchließen, den der Herr Vor⸗ 
redner berührt hat und welcher den preußiſchen Juſtizminiſter betrifft. Ich 

laube, daß der Herr Abg. Windthorſt nicht ſowohl unbekannt iſt mit den 
Reſcrißten des preußiſchen Staates, wie mit den Geſetzen. Denn wäre er 
mit dieſen Geſetzen vertraut, ſo würde er nicht haben behaupten können, 
daß die Strafvollſtreckung in den alten Provinzen der Monarchie Sache der 
uſtizverwaltung ſei; fie iſt vielmehr Sache der Gerichte. In Hannover, der 
Rheinprovinz und anderen Provinzen des preußiſchen Staates iſt die Straf⸗ 
vollſtrecung Sache der Verwaltung, aber nicht in den alten Provinzen. 

536 der Criminalordnung, welcher noch in voller Giltigkeit beſteht, be⸗ 
immt, daß die Gerichte die unverzügliche Vollſtreckung der rechtskräftigen 
Erkenntniſſe anzuordnen haben und der Staatsanwalt hat nur die ganz all⸗ 
gemeine efugniß, Anträge wegen der Strafvollftredung zu ſtellen. Dieſer 
Antrag iſt gan unweſentlich, und wie jeder preußiſche Juriſt weiß, voll⸗ 
itreden die Gerichte täglich aus ſich heraus von Amtswegen Urtheile ohne 
alle Rückſicht auf die Anträge der Staatsanwaltſchaft. Wenn aber die Straf⸗ 
bollitredung in den alten Provinzen Sache der Gerichte iſt, dann iſt der 
Juſtizminiſter nicht berechtigt, ſich einzumiſchen. Er hat in dieſer Beziehung 
dte Unabhängigkeit der Gerichte zu wahren. Und in dieſem Hauſe, wo noch 
die glänzenden Expectorationen über die Unabhängigkeit der Gerichte wider⸗ 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten nenn auf die Zeitung, welche Senntag und Montag 


al, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 17. December 1874. 


hallen, da iſt eine ſolche Behauptung, glaube ich, nicht gerechtfertigt, wenn 
aan nicht eben davon ausgehen will: ſie beruhe auf einer Unkenntnis der 

eſetze. 0 

ch meinerſeits als preußiſcher Juſtizminiſter habe nicht den mindeſten 

Einfluß auf die Vollſtreckung der Strafe, inſoweit es ſich um Rechtsgrund⸗ 
ſätze handelt. Ich würde einen Eingriff in die Unabhängigkeit der Gerichte 
mir erlauben, wenn ich, wäre ich auch vollkommen überzeugt von der Un⸗ 
richtigkeit der kammergercchtlichen Entſcheidung, dem Kammer: oder dem 
Stadtgerichte ſagte: ihr vollſtreckt die Strafe nicht weiter! Ich kann nur aus⸗ 
nahmsweiſe, aus beſonderen Gründen in die Strafvollſtreckung mich ein⸗ 
miſchen. (Hört! Hört!) Aber das kann ich nur im Wege der Gnade auf 
Anſuchen des Angeihuldigten und bin in dieſer Hinſicht nicht beſchränkt. 
Ich brauche nicht zu fordern, daß perſönliche Gründe vorliegen! auch öffent⸗ 
liche Verhäliniſſe berechtigen mich dazu, die Strafvollſtreckung auszuſetzen. 
Hat aber Herr Majunke ein ſolches Geſuch eingereicht? Meine Acten wiſſen 
nichts davon und ich glaube, er wird es auch ſicher nicht thun, denn er 
ſtreitet um Principien und wird ſich nicht einem Gnadenact Seitens der 
Juſtizverwaltung unterworfen. — Ich zweifle deshalb auch ſehr, ob Ihre 
weiteren etwaigen Beſchlüſſe weiter führen und wenn Herr Majunke nicht 
aus dem Gefängniß heraus will, dann iſt der Juſtizminiſter völlig lahm ge⸗ 
legt (Heiterkeit). Dann kann er dem Herrn Majunke gegenüber fagen: cedo 
majori; und daß einſtweilen derartige ungerechtfertigte, auf Unkenniniß des 
Rechts beruhende Vorwürfe, die dem Juſtizminiſter gemacht werden, abzu⸗ 
wehren ſind. 5 — 

Abg. Banks: Wenn der preußiſche Juſtizminiſter ausgeführt hat, er 
habe nicht das Recht, die Unterbrechung der Strafvollziehung zu verfügen, 
ſo babe ich darüber, da ich nicht preußiſcher Juriſt bin, kein Urtheil, ich habe 
aber von Richtern, welche im preußiſchen Staatsdienſte ergraut ſind, gehört, 
daß die Strafpollſtreckung Sache der Juſtizverwaltung iſt, und ſich dabei 
die Praxis gebildet hat, daß die Gerichte erſter Inſtanz nach eigenem Er⸗ 
mein die Strafvollſtreckung auf 4 Wochen, die zweite Inſtanz dieſelbe auf 
6 Monate und der Juſtizminiſter ſie auf noch längere Zeit aufſchieben kann. 
Der Juſtizminiſter hat ſodann erklärt, in dem ganzen Vorgange liege nichts 
Auffälliges, da die Ausführung der Erkenntniſſe Sache der Gerichte ſei. 
Aber im vorliegenden Falle iſt ja die Initiative gar nicht vom Stadtgericht, 
ſondern von der Staatsanwaltſchaft ausgegangen. (Hört! linls,) Mag das 
auch nicht illegal ſein, ſo iſt es doch wenigſtens ungehörig. Der Richter 
erſter Inſtanz hat die Verhaftung des Abg. Majunke abgelehnt, aber der 
Staatsanwalt hat ſich dabei nicht beruhigt, ſondern ein Rechtsmittel gegen 
den Beſchluß eingelegt und ſeinen Richter gefunden. (Hört! links.) Wir 
baben aber auch keine Aufklärung darüber, weshalb das Stadtgericht den 
Wink des Kammergerichts, daß vielleicht andere Umſtände die Verhaftung 
nicht e e ließen, nicht beachtet hat. Es wirft das ein ſehr 
bedenkliches Licht auf das ganze Verfahren, welches das Gefühl des Hauſes 
vollſtändig rechtfertigt, daß hier eine Verletzung der einem Volksvertreter ge⸗ 
bührenden Achtung vorliegt, und dieſem Gefühl gab auch der mit Einſtim⸗ 
migkeit an die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion überwieſene Antrag Lasker 
Ausdruck. Schon aus dieſem Grunde erſcheint mir die Reſolution des Abg. 
Becker unannehmbar. Mit dem Abg. Windtborft ſtimme ich im Reſultat 
überein, kann feinen Ausführungen aber nicht beitreten; im Gegenſatz zu 
Herrn Becker, der die Gig nur vom juriſtiſchen Standpunkt beurtbeilt 
wiſſen und deshalb die Entſcheidung heute ansſetzen will, läßt ſich Herr 
Windthorſt nur von politiſchen Geſichtspunkten leiten und macht der Ge⸗ 
ene den Vorwurf, daß ſie dieſe nicht berückſich⸗ 

gt habe. 2 u . . 

Beide Anſichten ſind, wie alle extremen, unrichtig, die Wahrheit liegt in 
der Mitte, und eben, weil hier politiſche Erwägungen mit rechtlichen concur⸗ 
riren, kann ich die det nicht der Entſcheidung einer Commiſſion von Fach⸗ 
juriſten überlaſſen, welche die Criminalprozeßordnung zu berathen haben 
wird. Die theoretiihen Bedenken gegen eine Erweiterung des Art. 31 
kommen in der Wirklichkeit nicht in Betracht, man müßte denn die Befürch⸗ 
tung hegen, daß lauter Spitzbuben in den Reichstag gewählt werden könnten, 
welche ſich hinter der Würde des Reichtagsabgeordneten verſtecken werden, um 
ſich der Beſtrafung zu entziehen und während der Seſſion die Flucht er⸗ 
greifen (Heiterkeit). Mein Antrag bezweckt, den Beſtand des Hauſes aufrecht 
zu erhalten, der nicht geſchmälert werden darf durch die Ausführung von 
Erkenntniſſen. Wir befinden uns damit ſchon auf einem bedenklichen Wege. 
Bei Eröffnung der Frühjahrs⸗Seſſion ſaßen zwei Mitglieder dieſes Hauſes 
im Gefängniß, beim Beginne dieſer Seſſion war ihre Zahl bereits auf vier 
geſtiegen, über einem fünften Mitgliede ſchwebte bereits damals das in⸗ 
zwiſchen eingetretene Geſchick. Geht das in dieſer Progreſſion crescendo 
weiter (große Heiterkeit), ſo weiß ich nicht, wohin wir noch kommen werden. 
Die Frage iſt daher für mich eine eminent politiſche, denn ſie gipfelt darin, 
ob Verurtheilungen wegen politiſcher Vergehen — um andere hat es ſich 
bisher nicht gehandelt — geeignet ſein ſollen, den Beſtand des Hauſes zu 
verringern. Aus dieſem Grunde halte ich einen möglichſt einſtimmigen Be⸗ 
ſchluß des Hauſes für wünſchenswerth, fürchte aber, daß der Antrag Windt⸗ 
borft dieſes Reſultat nicht haben wird. Sollte er wirklich eine kleine Majo⸗ 
rität für die von ihm verſuchte Interpretation gewinnen, ſo würde ſie doch 
immer in Conflict mit anderen ſehr wohl begründeten juriſtiſchen Anſichten 
bleiben und ſchwerlich dauernd auf Majorität rechnen können. Wir müſſen 
klar und deutlich ſprechen: wir wollen eine Aenderung der Verfaſſung, damit 
Derartiges nicht mehr vorkomme. Die verbündeten Regierungen werden ſich 
derſelben mit Erfolg nicht widerſetzen können, wenn er durch eine große 
Mehrheit den nöthigen Nachdruck findet. Ich erſuche Sie daher um An⸗ 
nahme meines Antrages und der Reſolution Hoverbeck! 

Bundesbepollmächtigter Dr. Leonhardt: Ich muß den Vorredner that⸗ 
ſächlich berichtigen. Ich habe nicht gejagt, der preußiſche Juſtizminiſter kann 
die Strafpollſtreckung nicht auſſchieben, ſondern ausgeführt: ihm ſteht bei der 
Strafvollſtreckung eine Rechtsprüfun in den alten e nicht zu. Das 
Refcript, mit dem andere juriſtiſche Mitglieder mich noch noch belehren ſollten, 
enthält eben nur die Beſtimmung, daß dem Juſtizminiſter die Befugniß bei⸗ 
wohnt, bei beſonderen Verhältniſſen im Wege der Gnade einen Aufſchub der 
Strafvollſtreckung 1 gewähren. Der Vorredner hat dann die Verhaftung 
des Abgeordneten Majunke auf die Initialive des Staatsanwalts zurückge⸗ 
führt, auch das iſt unrichtig. Das Stadtgericht hatte bereits am 6. October 
aus eigenem Antriebe die Verhaftung beſchloſſen, und erſt jpäter ging es in 
Folge anderer Erwägungen von dieſem Beſchluſſe ab. Darüber hat ſich der 
Staatsanwalt beſchwert. Sie fragen: Wie kam er dazu? Er drängte ſich 
nicht auf, ſondern der Beſchluß wurde ihm zur Kenntnißnahme mitgetheilt, 
dann war er berechtigt, darüber Beſchwerde zu fübren und das Kammer⸗ 
gericht hat ihm darin Recht gegeben. Ich wende mich noch in der Kürze zu 
den vorliegenden Anträgen. Ich glaube, daß ich als Bevollmächtigter zum 
Bundesrathe bei Reſolutionen, welche in das Verfaſſungsrecht des Reichs 
n nicht in der Lage bin, mich darüber ſofort zu exklären. Es wäre 
das überaus übereilt. (Zuſtimmung.) Nach meiner perfönlihen Meinung. 
wird der geſetzgeberiſche Gedanke des Art. 31 der Verfaſſung durch die Re⸗ 
ſolutionen Windthorſt und Sonnemann vollkommen beſeitigt. Der Zweck des. 
Artikels iſt, tenden öſe Verfolgungen abzuſchneiden. Dieſe Anſicht wird von 
allen bedeutenden Staatsrechtslehrern, von b. Mohl, v. Rönne, Schulze in 
Breslau, Zacharic u. |. w. getheilt. it jemals im parlamentariſchen Rechte 
ein ähnlicher Gedanke, wie er in dleſen Reſolutionen liegt, ausgeſprochen 
worden? Im Frankfurter Parlamente ſicherlich nicht, dort war der beſchrän⸗ 
kende Sinn des Art. 31 noch präciſer ausgedrückt. Das engliſche Verfaſſungs⸗ 
recht geht lange nicht ſo weit, wie der Art. 31, und wenn ich bedenke, welche 
Colliſion er ſchon jetzt zwiſchen der Befugniß des Volksvertreters und der 
Juſtiz hervorruft, ſo würde ich mir eine Erweiterung deſſelben doch ſehr über⸗ 
legen. Ich glaube, dazu iſt jetzt die Zeit nicht angethan. Ob der Reichs⸗ 
kanzler in der einen Reſolution erſucht, in der anderen aufgefordert wird, 
die Entlaſſung des Herrn Majunke zu veranlaſſen, iſt am Ende gleinaki. 

Ob er der Aufforderung nahe kommen wird, das weiß ich nicht, ich habe 
darüber mit ihm noch keine Rückſprache genommen. (Heiterkeit. Fürſt Bis⸗ 
marck hat inzwiſchen neben dem Redner Platz genommen.) Aber der Reichs⸗ 
kanzler kommt gar nicht in die Lage, direct thätig zu ſein, er muß wieder 
den preußiſchen Juſtizminiſter erſuchen, und ich kann nicht ſagen, was er 
denkt und thun wird. (Große Heiterkeit.) Etwas Anderes iſt es ja, wenn 
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dieſes hohe Haus die Siſtlrüng des Steafperſabrens gegen einen Abgeord⸗ 


neten beſchließt, da verfügt der Juſtizmainiſter telegraphiſch die Aufſchiebung. 
Hier wird er aber die Sache erſt überſehen wollen, und da wird er zweifellos 
finden, daß das Kammergericht ganz richtin geurtheilt hat, denn die dagegen 
aus Aktien 1 des Artikels SL geltend gemachten Bedenken find hinfällig, 
dieſer Abſatz wird in feiner Bedeutung durch Abſatz 3 hinreichend erläutert, 
wonach nie die Strafvollſtreckung aufgehalten werden kann, wenn man nicht 
in die Unabhängigkeit des Richteramts eingreifen will. Ein Gnadengeſuch 
des Herrn Majunke liegt mir nicht vor. Nun iſt vielleicht der Juſtizminiſter 
nicht ſo ſtreng daran gebunden, das Geſuch kann vielleicht nicht nur von 
dem Verurtheilten, ſondern auch von Dritten ausgehen, und wenn der Reichs⸗ 
tag den Wunſch zu erkennen giebt, den Mann zu entlaſſen, fo iſt ex vielleicht 
formell im Recht das zu thun, aber er möchte doch erſt erfahren, ob Sie das 
als Gnade von ihm oder als Ihr Recht verlangen. Alles dies muß der 
Juſtizminiſter im Falle der Annahme einer ſolchen Reſolution erwägen, und 
wenn Ihnen das Reſultat ſeiner Erwägungen nicht gefallen ſollte, ſo ſeien 
Sie darüber nicht unwillig, er hat gewiß den Wunſch, dem Reichskanzler 
entgegenzukommen. Wenn Sie den Abſatz 1 des Art. 31 ohne Berückſich⸗ 
tigung ſeines dritten Alineas ſo auslegen, daß danach die Verhaftung eines 
Mitgliedes zum Zwecke der Strafvollſtreckung während der Seſſion nicht zu: 
läſſig iſt, ſo dürfen Sie auch jeden Augenblick die Entlaſſung der bereits 
vor dem Beginne der Seſſion in Strafbaft befindlichen Mitglieder fordern 
(ſehr richtig!) und da erſcheint denn Ihr am Anfange der Seſſion einge⸗ 
n Verfahren von einer eigenthümlichen Conſequenz. (Sehr gut! 
rechts. 

44400 Sonnemann: Ich habe die verfaſſungsmäßigen Bedenken ein⸗ 
zelner Mitglieder des Hauſes gegen einen Antrag wie der meinige ſtets nur 
als eine Folge mangelhafter Declaration der Verfaſſung auffaſſen können 
und mir nie denken können, daß die norddeutſche Bundesverſaſſung im Jahre 
1867 in Bezug auf den Schutz der Reichstagsmitglieder hat zurückgehen 
wollen, hinter die Beſtimmungen der meiſten deutſchen Einzelperfaſſungen, 
welche in ganz beſtimmten unzweideutigen Worten den geſetzgebenden Ver ⸗ 
ſammlungen das Recht verleihen, die Herausgabe verhafteter Mitglieder zu 
verlangen. Die bairiſche, ſächſiſche, würtembergiſche, badiſche, heſſiſche und 
die frühere hannöverſche Verfaſſung gewähren dieſes Recht. Es iſt dies ge⸗ 
wiſſermaßen ein natürliches Recht, wie es auch Jedermann im Haufe gefühit 
hat, als die Nachricht kam, daß der Abg. Majunke verhaftet ſei. Eine geſetz⸗ 
gebende Verſammlung kann gar nicht in ihren Verhandlungen und Berathun⸗ 
gen mit Sicherheit fortfahren, wenn es ihr paſſiren kann, daß ein Bericht⸗ 
erſtatter über ein Geſetz an demſelben Morgen, wo das. Geſetz berathen wer: 
den ſoll, plötzlich verbaftet wird. Ein ſolcher offenbarer Rückſchritt in unſe⸗ 
rem öffeutlichen Recht gegen alle die genannten kleineren Verfaſſungen kann 
unmöglich die Abſicht der Antragſteller zu Art. 31 der Verſaſſung im Jahre 
1867, und ebenſo wenig die Abſicht des allerdings unklar gebaltenen Artikel 
84 der preußiſchen Verfaſſung fein. Präcevenzfälle liegen nun für den heute 
vorliegenden Fall nicht vor, und es iſt daher der Reichstag vollkommen im 
Stande ein Präjudiz zu ſchaffen. Wenn dies aber der Fall iſt, ſo kann der 
einzig richtige Weg nur der ſein, nicht etwa auf zukünftige Beſchlüſſe einer 
Criminalprozeßordnung oder auch Verfaſſungsänderung zu verweiſen, ſondern 
ſofort den Abg. Majunke zu reclamiren. Wenn dies der Reichstag entſchie⸗ 
den ausſpricht, ſo ſtimme ich dem Abg. Banks bei, daß einem ſolchen Be⸗ 
ſchluſſe von Seiten der betreffenden Behörde Folge gegeben werden muß. 

Auch diejenigen, die aus Verfaſſungsbedenten gegen einen ſolchen Antrag 
waren, können jetzt unbedenklich dafür ſtimmen, nachdem der Juſtizminiſter ſelbſt 
ausdrücklich erklärt hat, er würde einem derartigen Beſchluß des Hauſes Folge 
geben. Bei dieſer Gelegenheit muß ich übrigens erwähnen, daß der Abg. 
Moſt, der ſich auch unter den Verhafteten befindet, aus ſeinem Gefängniß 
heraus, einen Brief an den Juſtizminiſter gerichtet hat, ihn während der 
Seſſion des Reichstages zu beurlauben, daß dieſer Antrag aber bei dem 
Juſtizminiſter kein Gehör fand. (Hört! links.) Aus einem Zeitungsbericht 
über die Verhandlungen der Budgetcommiſſion habe ich erſehen, daß daſelbſt 
daſelbſt das Verfahren des Staatsanwalts Teſſendorf in dieſer Sache einer 
ſehr ſcharfen Kritik unterworfen worden iſt. Ich habe nun gewiß keinen 
Anlaß, dieſen Herrn Staatsanwalt beſonders in Schutz zu nehmen; aber 
der Eindruck hat ſich mir doch aufgedrängt, daß die Abwälzung des Odiums 
in dieſer Sache auf den Staatsanwalt entſchieden ungerechtfertigt iſt. Die 
Anſichten der Staatsanwälte ſind ja immer nur der Reflex der Auſchauungen 
der maßgebenden Regierungskreiſe. (Sehr wahr! links.) Sind doch in einem 
ſehr kurzen Zeitraum 784 Straf⸗ und Verfolgungsanträge wegen Preßver⸗ 
gehen und Beleidigungen des Reichskanzlers durch die Preſſe an die Gerichte 
im deutſchen Reich geſtellt worden. (Hört! hört! im Centrum.) Die Staats⸗ 
anwälte haben immer nur das ausgeführt, was die Regierungen eigentlich 
wünſchen. Der Reichskanzler erklärte in der Sitzung vom 30. November, 
er wünſche, daß kein Winkel des öffentlichen Lebens unbeleuchtet bliebe, ihm 
ſei jede Kritik willkommen, wenn ſie nur ſachlich ſei. Nun, m. H., unter 
dieſen zahlloſen Strafauträgen find eine ſehr große Menge, die ſich auf rein 
ſachliche Kritiken beziehen. Es iſt im deutſchen Reiche im Augenblick nicht 
mehr geſtattet, die Aeußerungen großer engliſcher und amerikaniſcher Blätter 
über die Lage in Deutſchland wiederzugeben oder rein fachlich zu kritiſiren. 
Die Befolgung dieſes Syſtems in Stellung von Strafanträgen hat dahin 
geführt, daß das deutſche Reich nicht mehr berechtigt iſt, ſich in die Reihe 
der germaniſchen Staaten von England, Holland, Amerika zu zählen, welche 
keine politiſche Gefangenen und keine Preßvergehen kennen, ſondern daß wir 
in die Reihe der romaniſchen Staaten eingetreten find, bei denen politiſche 
Proceſſe zur Tagesordnung gehören. Ich bitte Sie, meinen Antrag anzu⸗ 
nehmen, wenn Sie nicht wollen, daß dieſe Sache, die mit ſolcher Einmüthig⸗ 
keit begonnen wurde, gänzlich ins Waſſer fällt. 

Abg., Lasker: Meine Anſicht, von der ich allerdings meine, daß fie die 
Minderheit im Hauſe für ſich hat, geht dahin, daß die Verhaftung des Abg. 
Majunke dem Abſatz 1 des Art. 31! der Verfaſſung widerſpricht. Zuvörderſt 
will ich aber bemerken, daß die Anſicht des Juſtizminiſters ein Aufſchub der 
Straſvollſtreckung ſei ein Gnadenact von ihm, nicht richtig iſt. Meines Er⸗ 
achtens iſt der Juſtizminiſter überhaupt keine Inſtanz für Gnadenertheilung, 
außer in denjenigen Fallen, in welchen die Begnadigung etwa ausdrücklich 
delegirt wäre, wie dieſe bei gewiſſen Fällen, z. B. bei der Contravention 
gegen die Stempelgeſetze dem Finanzminiſter delegirt iſt. Höchſtens würde 
alſo der Juſtizminiſter unter ſeiner Verantwortlichkeit den Fall vor Se. Ma⸗ 
jeſtät den König bringen und deſſen Entſcheidung extrahiren können. Im 
amtlichen „Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt“ von 1854 S. 303 heißt es: „Die Ans: 
ſetzung und Unterbrechung erkannter Strafen iſt kein Theil des Begnadi⸗ 
gungsrechts. Die Strafe wird nicht erlaſſen, ſie bleibt unverändert und es 
handelt ſich nur darum, die Nachtheile abzuwenden, welche aus der ſofortigen 
oder aus der unterbrochenen Vollſtreckung der Strafe entftehen würden. Die 
Befugniß zur Bewilligung eines Aufſchubs der Straſpollziehung erſcheint als 
ein Ausfluß der dem Juſtizminiſter zuſtehenden oberſten Aufſicht über die 
Criminalrechtspflege (hört!), it jedoch zum Theil den Gerichtsbehörden über⸗ 
tragen.“ — Das ſteht in directem Widerſpruche mit den Worten des Juſtiz⸗ 
miniſters! In der weiteren Erläuterung der Grundſätze heißt es dann, daß 
bei Geſuchen um Ausſetzung der Strafvollſtreckung auf längere Zeit der 
Juſtizminiſter befragt werden muß. Man erſieht daraus, daß die Ausſetzung 
der Strafhaft vom Juſtizminiſter nicht als Gnadeninſtanz, ſondern als oberſte 
Inſtanz für die Juſtipflege wahrgenommen wird. — Der Herr Juſtizminiſter 
behauptet nun, nur dann eine Entſcheidung treffen zu konnen, wenn ein 
Antrag an ihn gelangt. Wenn dies richtig wäre, wenn ein in techniſcher 
Beziehung formaler Antrag vorliegen müßte, jo müßte jeder Dritte eine 
ausdrückliche Vollmacht beibringen, wenn auf feinen Antrag ſollte eingegan⸗ 
gen werden können. In der Juſtizpraxis aber kommt es häufig genug vor, 
daß Dritte Geſuche einreichen und daß in Folge deſſen die Sache 1 Cog⸗ 
5 5 und unter Umſtänden auch Ausſetzung der Strafvollſtreckung 
eintritt. 

Von einem förmlichen Antrage iſt alfo nicht die Rede und ich muß con⸗ 
ſtatiren, daß der Juſtizminiſter ſchon ſeine Geneigtheit zu erkennen gegeben, 
auf etwa zu ſeiner Cognition kommenden Wunſch des Hauſes zu überlegen, 
ob aus öffentlichen Berhältniffen des Verhafteten die Freilaſſung oder der 
Aufſchub der Strafpollſtreckung erfolgen könne. Darüber, daß eine Frei: 
laſſung des verhafteten Reichstagsmitgliedes gegen deſſen Willen abſolut un⸗ 
zuläſſig iſt, darüber herrſcht freilich gar keine Meinungsverſchiedenheit.— 
Ferner, m. H. muß ich noch die thatſachlichen Verhältniſſe etwas richtig 
ſtellen. Der Fall lag nicht jo, daß eine Verhaftung erfolgt iſt auf Grund 
des ſtadtgerichilichen Erkenntniſſes, ſondern die Sachlage iſt folgende: Kurz 
ehe der Reichstag eröffnet wurde, wurde ein 5 e Hege Herrn Majunke 
erlaſſen, der bei Eröffnung des Reichstages an das Stadtgericht zurück ge⸗ 
langte, vermuthlich, weil die ausführende Behörde berfaj ungsmäßige Be⸗ 
denken gegen die Verfügung hatte. Darauf hat das Stadtgericht dieſe ver⸗ 
faſſungsmäßigen Bedenken getheilt, alſo die Verhaftung für umzuläſſig er: 
klärt und die Sache in ſeinen Acten behalten. Der Staatsanwalt aber er⸗ 


u eine Beſchwerde beim Kammergericht und das iſt ohne Zweifel eine] A 


nitiative des Staatsanwalts. Sodann möchte ich die geſehliche Lage noch 
nach einer anderen Seite hin betrachten. Ich zweifle nicht, daß der Herr 
Juſtizminiſter in feiner: Tendenz, ſich der Rechtspflege fo fern wie möglich zu 
balten, von uns nur beſtärkt werden wird. Aber der Herr Juſtizminiſter hat 
es nicht blos mit Recht ſprechenden Gerichten zu thun, er iſt auch ein politi⸗ 
ſcher Mann und muß aus Gründen der Politit gar oft Directiven geben, 


wo das Geſetz ihn verpflichtet, dies zu thun. Es iſt ferner geſagt worden, 
daß die Strafvollſtreckung an ſich ein de Juſtizintereſſe ſei, daß man 
Bedenken tragen ſollte, aus politiſchen Gründen in dieſes Juſtizintereſſe ein⸗ 
zugreifen. Ich erachte es aber nicht für richtig, daß die Juſtiz ein Intereſſe 
habe, ob eine Strafe heute oder ſpäter vollſtreckt werde. Die Heiligkeit der 
Rechtspflege verlangt nur, daß das Erkenntniß überhaupt vollſtreckt werde. 
Wenn das Erkenntniß nicht zu heilig iſt, um wegen einer Kartoffelernte aus⸗ 
geſetzt zu werden, ſo iſt es auch nicht zu heilig, wenn die Vollſtreckung in 
dieſem Falle aufgeſchoben wird für eine Anzahl von Wochen oder Tagen. 

Nun komme ich zu der Ausführung, weshalb ich der Meinung bin, daß 
Abſatz 1 des Art. 31 der Verfaſſung ſeinem Inhalte nach auch die Strafhaft 
bat ausſchließen wollen. Die Nichtvollſtreckung einer Strafhaft iſt kein Plus 
von Privilegien gegen die Nichtvollſtreckung einer Unterſuchungshaft, ſondern 
vielmehr ein Minus. (Sehr richtig!) Außerdem ſubſummire ich den Auf⸗ 
ſchub der Vollſtreckungshaft überhaupt nicht unter die Kategorie der Privi⸗ 
legien. Es iſt auf die Vorgeſchichte des Art. 31 eingegangen worden. Ich 
meins aber, daß die Worte, welche ſeiner Zeit der Abgeordnete Lette geſpro⸗ 
chen hat, das Haus gar nicht engagiren konnten, welches gewiß die Abſicht 
gehabt hat, den Wortlaut der preußiſchen Verfaſſung hierher zu übertragen. 
Aus der Vorgeſchichte der letzteren ergiebt ſich aber, daß ſämmtliche damals 
betheiligte Redner und Commiſſionen ſich des Unterſchiedes zwiſchen Strafhaft 
und Vollſtreckungshaft nicht bewußt geworden ſind. In dem Bericht der 
zweiten preußiſchen Kammer iſt ausdrücklich mitgetheilt, die Regierung habe 
einen Wortlaut beantragt, welcher, wenn er angenommen worden wäre, die 
Strafhaft gewiß ausgeſchloſſen haben würde, ſo daß alſo auch dort dieſer 
Unterſchied gar nicht zum Bewußtſein gekommen iu fein ſcheint. Ueberdies 
hat 1848 die belgiſche Verfaſſung als Vorbild vorgeſchwebt, die deutlich genug 
gegen die Vollſtreckung der Strafhaft gefaßt iſt. Darauf lege ich indeß kein 
beſonderes Gewicht. Mehr Gewicht lege ich darauf, daß damals die preußiſche 
Verfaſſung verhandelt worden iſt 2 der Grundlage der damaligen deutſchen 
Verfaſſungen. Wer den urſprünglichen Entwerfer aller der damaligen hier 
beſprochenen Anträge kennt und den Namen Waldeck damit in Verbindung 
bringt, der wird mir zugeſtehen, daß ſchwerlich die Abſicht vorgelegen haben 
kann, man habe der preußiſchen Verfaſſung einen Wortlaut geben wollen, 
der den Schutz des Hauſes gegen das beſchränken ſoll, was damals allge: 
meine Meinung und giltiges Verfaſſungsrecht geweſen ift. Zachariä ſtellt als 

weifellos feſt, daß die Vollſtreckung der Strafhaft ohne Genehmigung der 
deen e nicht geſtattet ſei nach der Vorſchrift der deutſchen Ver⸗ 
faſſung. 

Auch dieſe Autorität wäre für mich noch nicht entſcheidend; es kommt 
allerdings auch auf den Wortlaut an. Für jeden, der mit dem Redigiren 
von Geſetzen unzugehen pflegt, iſt es ganz klar, daß der Wortlaut die Ver⸗ 
baftung ganz allgemein in ſich begriffen hätte, wenn er wie folgt lautete: 
„Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied deſſelben während 
der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung verhaftet 
werden, außer, wenn er bei Ausübung der That oder im Laufe des nächſt⸗ 
folgenden Tages ergriffen wird.“, Nun aber hatte man damals Erwägungen 
angeſtellt, daß der Schutz gegen Verhaftung noch nicht genüge, ſondern auch 
noch ein Schutz gegen Unterſuchung nothwendig ſei, und um recht vorſichtig 
zu ſein, hatte man die Worte „zur Unterſuchung gezogen oder“ eingeſchaltet 
und dadurch iſt eben dieſer dunkle Wortlaut gekommen. Ich berufe mich 
darauf, daß die Allermeiſten, welche bisher die Verfaſſung geleſenz hatten, 
immer der Meinung waren, es ſei eine ſolche Haft ohne Zuſtimmung des 
Reichstags nicht zuläſſig. Uebrigens liegt nicht nur bei dem Abgeordneten 
Liebknecht ein Präzedenzfall vor, daß eine Strafvollſtreckung während der 
Reichstagsſeſſion nicht ausgeübt worden iſt, ſondern auch bei dem Abgeord⸗ 
neten Moſt, Sonnemann, Duncker ꝛc. Nun aber muß ich offen bekennen, 
daß ich die rechtmäßigen Zweifel der andern Seite nach dem Wortlaut an⸗ 
erkennen muß. Hätte der Fall ſo gelegen, daß wir einfach hätten ſagen 
können, es iſt nicht möglich, über den Sinn des Artikel 31 hinwegzukommen, 
ſo würde ich mich nicht Hechte haben, in einem förmlichen Antrage dies 
auszusprechen gegen die Gerichte. Als das Obertribunal gegen den klaren 
Wortlaut der Verfaſſung die Redefreiheit, wie das Abgeordnetenhaus an⸗ 
nahm, zu beſchränken ſtrebte, nahm das Haus keinen Anſtand, die innere 
Ungültigkeit des Erkenntniſſes zu declariren. Dieſe ſehr ſchneidige Waffe iſt 
aber heute zerbrochen, weil von allen Seiten des Hauſes Stimmen gekom⸗ 
men ſind, die den Art. 31 anders als ich auslegen, und mit einer ſolchen 
Thatſache muß ich rechten. Wie iſt der Verlauf in der Commiſſion geweſen? 
Die eigentliche Stimmung des Hauſes, daß Derartiges wäbrend der Seſſion 
nicht vorkommen dürfe, hat ſich im erſten Antrage ausgedrückt. Alle anderen 
Anträge aber, welche ſpeciell im Fall Majunke Remedur ſchaffen wollten, 
haben keine Majorität gefunden. 

Die Rechtsfrage wollen die Mitglieder des Centrums und der Fortſchritts⸗ 
partei nicht außer Acht laſſen und deshalb ſtimmten ſie in der Commiſſion 
gegen denſelben Antrag, den heute Herr Windthorſt eingebracht hat. Dieſe 
Stellung war ganz richtig, denn ohne rechtliche Begründung kommt man zu 
demſelden Antrag, den die Soeialdemokraten im Anfange der Seſſion einge⸗ 
bracht haben, d. h. zu einem Gnadengeſuche. Wir haben aber gar keinen 
Rechtstitel, Gnadengeſuche ſolcher Art direct oder indirect an den Juſtizmi⸗ 
niſter einzureichen, gleichviel ob es in der Einleitung heißt, wir erſuchen 
oder wir fordern. Deshalb bin ich eben nicht klar geſtellt, daß aus Art. 
31 Abſ. 1 uns ein Recht der Einſprache zuſteht, nicht in der Lage, für einen 
der Anträge zu ſtimmen, welcher die Entlaſſung des Abg. Majunke wünſcht. 
Denn wird dieſem Antrage nicht Statt gegeben, ſtecken wir dann die Ohr⸗ 
feige in die Taſche oder führen wir daun den Conflict weiter? Dieſen Con: 
flict würde ich nicht ſcheuen e wenn das Haus die Rechtsfrage 
in meinem Sinne mit großer Majorität entſchieden hätte, fo wie ich es 1866 
gethan in Beziehung auf die Redeſteibeit des Abgeordnetenhauſes, aber einen 
Antrag annehmen, den der eine als Gnadengeſuch, der andere als Rechts⸗ 
forderung annimmt — das geht nicht an! — Der Redner ſchließt mit einer 
entſchiedenen Parteinahme für die Reſolution von Hoverbeck's, während er 
eingeſteht, ſich gegenüber der motivirten Tagesordnung Beckers in einer pein⸗ 
lichen Lage zu befinden. Daß dieſelbe freilich nicht⸗dazu beſtimmt iſt, eine 
N Wand für Ausflüchte zu ſein, dafür bürgt der Name des Antrag⸗ 
ſtellers. 5 

Bundesbevollmächtigter Leonhardt: Der Vorredner hat mich doch ſehr 
mißverſtanden, wenn er meint, daß ich ausge ſprochen hätte, ich enthalte mich 
der Einmiſchung in die Strafrechtspflege nach allen Richtungen hin. Was ich 
nicht thue, iſt allein, daß ich mich nicht einmiſche in die Behandlung eines 
einzelnen Strafrechtsfalles. Der Juſtizminiſter hat auch eine politiſche Auf⸗ 
gabe; aber die bezieht ſich wahrlich nicht darauf, daß er ſich in einzelne 
Strafrechtsfälle einmiſcht. Für die Behandlung der einzelnen Fälle da ſoll 
Gerechtigkeit herrſchen und nicht Politik. Nur ein Juſtizminiſter, der ſich auf 
dieſen Standpunkt ſtellt, kann darauf rechnen, daß der Juſtizverwaltung das 
Vertrauen des Landes entgegengetragen werde. Es iſt ferner allerdings 
richtig, daß der Juſtizmineſter kein Begnadigungsrecht im Sinne eines Straf⸗ 
erlaſſes, der alleın dem Kaiſer zuſteht, daß er ferner einen Gnadenact nur 
inſoweit vornehmen darf, als er von der 8 5 Behörde dazu autoriſirt 
wird; aber die hier in Rede ſtehende Befugniß des Juſtizminiſters, die Strafe 
auszuſetzen, die beruht eben auf Allerhöchſter Ordre. — Es iſt ferner un⸗ 
richtig, daß die Initiative der Straſvollſtreckung in dem vorliegenden Falle 
von dem Staatsanwalt ausgegangen ſei; fie ging von den Gerichten aus 
und erſt ſpäter, als der zu Verhaftende in Berlin nicht zu finden war, nahm 
der Staatsanwalt die Sache in die Hand und das war ſein Recht und ſeine 
Pflicht und ich kann ihn deshalb nicht tadeln. Ich bemerke hierbei, daß mir 
von dem Factum, was der Abg. Sonnemann anführte, in der Commiſſion 
ſei die Sache auf den Startsanwalt abgewälzt, nichts bekannt wäre. Wäre 
das . 1 8 7 geſchehen, ſo hätte ich entſchieden dagegen Wider⸗ 
ſpruch erhoben. 3 

Der Abg. Sonnemanu ſcheint anzunehmen, daß ich mich über feinen und 
den Antrag Windthorſt günſtiger ausgeſprochen, als dies thatſächlich der Fall 
it. Ich ſagte nur, man könnte möglicher Weiſe auf den Antrag eingehen; 
ich habe ausdrücklich erklärt, die Sache müſſe, wenn der Antrag an den 
Juſtizminiſter komme, erwogen werden, und da wird gar mancherlei zu er⸗ 
wägen ſein, unter Anderen z. B. auch, aus welchen Gründen der Herr Ma⸗ 
iunte latitirt bat. Der preußiſche Juſtizminiſter hat darauf zu achten, daß 
rechtskräftige Strafurtheile zur Vollſtreckung gelangen und daß kein Spiel 
getrieben wird mit Gerichten, mit Recht und Geſetz. Was den Fall des 
Abg. Moſt betrifft, ſo erinnere ich mich allerdings, daß ein derartiges Geſuch 
eingegangen iſt; daſſelbe iſt vom Juſtizminiſter an die Gerichte zum vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Beſcheide gelangt. Das möchte ich doch nicht versprechen, 
daß der preußiſche Juſtizminiſter von ſeiner Befugniß einen Gebrauch dann 
machen ſollte, wenn ein Reichstagsabgeordneter zur Zeit einer beginnenden 
Seſſion ſich in Haft befindet. Da müſſen doch verſchiedene Erwägungen 
Platz greifen; unb in dieſer Beziehung iſt es für den Juſtizminiſter gewiß 
von großer Bedeutung, ob das Haus den Wunſch zu erkennen giebt, daß ein 
bgeordneter aus der Haft zu entlaſſen ſei oder nicht. 

Abg. Schwarze: Als meine politiſchen Freunde und ich den Antrag 
Lasker unterſchrieben, trugen wir nur der Wichtigkeit des Falles Rechnung, 
indem wir meinten, es ſei wohl die Aufgabe des Hauſes, zu prüfen, ob in 
dieſem Falle eine Verlegung der Privilegien des Hauſes vorgekommen jet. 
Wir waren der Meinung, daß der Artikel 31 die, Strafhaft nicht betrifft. 
Ich fordere jeden Richter und jeden Practiker auf, mir zu widerſprechen, wenn 


ich behaupte, daß, wo in der Proceßordnung geſprochen wird von Verhaf⸗ 


tungen, hierunter nicht die Haft zur Strafvollſtreckung zu verſtehen iſt, ſon⸗ 
dern nur die Haft zum Zwecke der Unterſuchung und des Strafverfahrens. 
Es hat aber gar nicht ausgeſprochen werden ſollen, daß die Abgeordneten vor 
einer Strafvollſtreckung geſchützt werden müſſen. Unter allen Anträgen iſt 
der des Abg. von Hoverbeck allein annehmbar: ich erkläre mich aber gegen 
denſelben (Heiterkeit), weil ich der Meinung bin, daß in Art. 31 das Richtige 
getroffen iſt, daß eine Ausdehnung deſſelben nicht zweckmäßig iſt. In den 
Anträgen der Abgg. Sonnemann und Windihorſt liegt eine Schädigung des 
richterlichen Anſehens, ohne daß die Antragſteller es beabſichtigen. Ich kann 
Ihnen nur den Antrag Vecker empfehlen. 5 

Ein Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. Seine Annahme würde eine 
Abendſitzung zur Folge haben. 

Abg. Gneift: Die preußiſche Criminalproceßordnung beſtimmt, daß 
rechtskräftige Urtheile unverzüglich zu vollſtrecken ſeien, wenn nicht ein 
geſetzlicher Siſtirungsgrund vorhanden iſt. ie Befugniß der Ausſetzung 
der Strafhaſt iſt immer als ein Theil des Begnadigungsrechts angeſehen 
und aus leicht erſichtlichen Gründen auf den Juſtizminiſter delegirt worden 
und zwar vermittelſt der Cabinetsordre vom 26. Juni 1834. Im Wege der 
Reſolution kann in dieſem Falle nicht geholfen werden, ſondern nur durch 
eine Verfaſſungsänderung. Iſt denn aber Ausſicht vorhanden, für eine ſolche 
die Zuſtimmung der Regierung zu erhalten? Der Zuſtand der Materialien 
zu Art. 31 zeugt von großer Verworrenheit und Unklarheit, die Redner 
ſprechen immer von Haft, kein einziger von Strafvollſtreckung, aber ihre 
Motive paſſen ſowohl zu dem einen wie zu dem anderen. Bei der Annahme 
des Artikels ſprach man von Vollzähligkeit des Hauſes, Schutz gegen poli⸗ 
tiſche Proceſſe; das ſind alles deulſche Ideen von der Exemtion vom gemei⸗ 
nen Recht, die man mit den Freiheits- und Ehrenrechten ſolcher Verſamm⸗ 
lungen, wie der Reichstag iſt, verſchmolz. Was wir aber aus fremden Ver⸗ 
faſſungen übernommen haben, beruht auf ganz anderer Grundlage. Man 
ging in England davon aus, daß alle Staatsbürger unter den Gerichten. 
ſtänden; der Schutz, der in einem ſolchen Artikel lag, bezog ſich nur auf 
Dinge untergeordneter Art. Der Civilarreſt und auch die Unterſuchungshaft 
konnte auf Grund leichtfertiger Anſchuldigungen und Vorwände ſehr leicht 
eintreten; nur gegen ſolche kleinliche Beläſtigungen ſollten die Abgeordneten 
geſchützt werden. 

Gegen eine förmliche Verſetzung in den Anklageſtand oder gegen ein 
Strafurtheil hat man mir ein Privilegium aufzurichten verſucht. Die Ver⸗ 
haftung auf Grund eines gerichtlichen Urtheils erregt weder in England noch 
in Amerika Aufſehen; im Gegentheil man glaubt, daß Parlamentsmitglieder 
das Beiſpiel einer Unterwerfung unter das Geſetz zu geben haben. Bei uns 
ſind die Parlamentsprivilegien ſchon bedeutend erweitert worden, die An⸗ 
träge würden pralktiſch dahin führen, mehr als 2000 Mitglieder deutſcher 
Reichs⸗ und Ständeverſammlungen von der Strafvollſtreckung zu eximiten, 
die gewählten Mitglieder auf eine Legislaturperiode, die 500 Mitglieder der 
erſten Kammer aber auf Lebenszeit oder ſogar erblich. Unſere Juriſten und 
Politiker werden ſich hoffentlich überzeugen, daß jede Exemtion der Abgeord⸗ 
neten von einem Gerichtsſpruch mit den erſten Grundſätzen parlamentari⸗ 
ſcher Regierung unvereinbar iſt. In weiteren Kreiſen der öffentlichen Mei⸗ 
nung aber wird man ſich ſagen müſſen, daß in unſerem heutigen Staate, in 
welchem die höchſten Regierer des Reichs und des Landes, die dem Throne 
nächſt ſtehenden Perſonen keinen Schutz gegen Gerichtsurtheile finden, ein 
ſolches Privilegi um auch für Parlaments⸗Mitglieder nicht mehr geſchaffen 
werden darf. Ich beantrage daher, unter Ablehnung aller präjudicirenden 
Er 150 Juſtiz ihren freien Lauf zu laſſen. (Lebhafter Beifall rechts; 

iſchen links. 

Abg. von Hoverbeck: Die Conſequenz der eben gehörten Rede iſt nicht, 
daß wir es beim alten laſſen, ſondern vielmehr, daß wir den Artikel 31 ganz 
aufheben und damit die Abgeordneten ſchutzlos laſſen auch gegen die aller 
e (Sehr wahr! links.) Ich könnte auch damit ein⸗ 
verſtanden ſein, in der Commiſſion für die Juſtizgeſetze die Sache zu regeln, 
wenn ich nicht fürchten müßte, daß der Abg. Gneiſt in der Commiſſion eine 
ſehr große Rolle ſpielen wird, jo daß ich" an die Reſultate der Commiſſion 
nur mit Schauern denken kann. (Heiterkeit.) Ich bitte Sie, ſich durch die 
oft wiederholten Bezugnahmen, daß wir die Gerichte 1 ſollen, ſich 
nicht irre führen zu laſſen; es handelt ſich nicht um die Gerichte, ſondern um 
die Strafvollſtreckung, es handelt ſich um den Schutz der Reichstagsabgeord⸗ 
neten gegen die Willkür der Staatsanwälte. (Beifall.) 

Endlich wird die Debatte geſchloſſen und die von Becker beantragte 
motipirte Tagesordnung in namentlicher Abſtimmung mit 158 gegen 
151 Stinimen abgelehnt. 18 ür den Antrag ſtimmten faſt ausnahmslos 
die Nationalliberalen, die deutſche Reichspartei und die Conſervativen, dagegen 
das Centrum und die Fortſchrittspartei. Abg. Lasker enthält ſich der Ab⸗ 
ſtimmung, desgleichen Krüger (Hadersleben). Nicht geringe Heiterkeit erregt 
es, daß der Schriftführer auch den aus bekannten Gründen abweſenden Abg. 
Majunke zur Abſtimmung aufruft. 

Der Antrag Banks wird ebenfalls abgelehnt, dagegen die Reſolution 
von Hover beck's gegen eine ſehr ſtarke Minorität angenommen. Die 
Auträge Sonnemann und Windthorſt werden ebenfalls abgelehnt. 

Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr. (Reſt der Hei 
tigen Tagesordnung. Der Praſident zeigt an, daß von morgen ab regel? 
mäßige Abendſitzungen ſtattfinden werben.) 


Berlin, 16. December. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat 
dem Oberſt⸗Lieutenaut von Werder im Großen Generalſtabe, commandirt 
zur Dienſtleiſtung beim Krie gsminiſterium, den Rothen Adler⸗Orden dritter 
Ale mit der Schleife und Schwertern am Ringe verliehen. 2 

e. Majeſtät der König hat den Ober⸗Regierungsrath von Schmeling 
zu Cöslin zum Vice⸗Präſidenten der Regierung in Königsberg ernannt; und 
dem Kaufmann Eduard Victor zu Freienwalde a. O. das Prädicat eines 
Königlichen Hoflieferanten verliehen. 

Der Clementarlehrer N Scholz in Schweidnitz iſt zum Hilfslehrer am 
Schullehrer⸗Seminar in Peiskretſcham ernannt worden. — Der Königliche 
Eiſenbahn⸗Maſchinenmeiſter Lamfried zu Bromberg iſt in gleicher Eigen⸗ 
ſchaft nach Berlin verſetzt und mit den Functionen eines Vorſtehers des 
maſchinentechniſchen Bureaus der Königlichen Commiſſion für den Bau der 
Bahn Berlin⸗Nordhauſen betraut worden. 

Dem Herrn Auguſt Ham ann zu Freiburg i. Schl. iſt unter dem 14. 
December d. J. ein Patent auf eine Vorrichtung an Hinterladungsgewehren, 
um die leeren Patronenhülſen aufzubewahren, auf 3 Jahre ertheilt worden. — 
Dem Ingenieur Herrn Alex Askenaſy zu Frankfurt a. M. iſt unter dem 
15. December d. J. ein Patent auf einen Apparat zur graphiſchen Auf⸗ 
nahme der Durchbiegung eiſerner Brücken auf drei Jahre ertheilt worden. 

Zu Anwalten find ernannt worden: bei dem Appellationsgerichtshofe in 
Köln: die Advokaten Emil Schmitz und Dr. Gorius in Köln; bei dem 
Landgericht in Aachen: der Advokat Theiſen in Aachen; bei dem Land⸗ 
gericht in Köln: die Advokaten Settels und Dr. Schreiner in Köln; 
bei dem Landgericht in Elberfeld: der Advokat Lindenſchmidt in Elberfeld. 

Berlin, 16. Decbr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
empfingen heute Se. Kaiſerliche und Koͤnigliche Hoheit den Strom: 
prinzen, nahmen darauf militairiſche Meldungen entgegen und hörten 
ſodann den Vortrag des Geheimen Cabinets⸗Raths v. Wilmowski. 

Bei den Kaiſerlichen Majeſtäten findet heute ein größeres Diner ſtatt. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
nahm geſtern Vormittag militairiſche Meldungen entgegen und empfing 
den Hiſtorienmaler Profeſſor Bleibtreu. Um 5 Uhr Nachmittags fand 
bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten ein größeres Diner 
von etwa 38 Couverts ſtatt, zu welchem unter Anderen die Botſchaftet 
Frankreichs und der Türkei, der General Feldmarſchall Freiherr von 
Manteuffel, die Staatsminiſter von Stoſch, Dr. Leonhardt, Dr. Falk, 
Dr. Achenbach und Dr. Friedenthal mit Gemahlinnen, die Unter 
Staatsſecretaire Dr. Friedberg und Schuhmann, der Gouverneur von 
Berlin, General der Infanterie von Stülpnagel mit Gemahlin und 
andere hochgeſtellte Perſönlichkeiten eingeladen waren. N 

Abends 7% Uhr beſuchte Se. Kaiſerliche Hoheit der Kronprinz die 
Vorſtellung im Circus Salamonski. (Reichs anz.) 3 

— Berlin, 16. Decbr. [Die Errichtung der Reiches baer 
— Das Givilebegefeg.] Der Bundesrath hielt heute unter den 
Vorſitz des Präſidenten Delbrück eine Plenarſitzung, welche von Aus- 
Uhr währte und ſich auschließlich mit dem Bericht des Handels un. 
ſchuſſes über das Bankgeſetz beſchäftigte. Der königlich baieriſche ei 
niſterialrath von Riedel referirte. Der Bundesrath ſtimmte nach des 
gehenden Erörterungen über die Formulirung allen Vorſchrage olg. 
Ausſchuſſes zu. Dieſelben gehen im Weſentlichen dahin: Cs at: 
die Gründung einer deutſchen Reichsbank. Preußen in 
ſchädigung für die Umwandlung der Preußiihen Bank 3 


0 


ntheil an den Liegenſchaften. Ferner übernimmt die Reichsbank 
Verpflichtung der weiteren Verzinſung und Amortiſation der An⸗ 
€ wegen der 1856 vorgenommenen Einziehung der 15 Millionen 
aſenſcheine. Die Contingentirung wird auf 250 Millionen Mark 
: meſſen. Die Zettelbanken erhalten 130 Millionen Mark. Im Ganzen 
h eine Erhöhung von 300 auf 380 Millionen Mark eingetreten. Es 
eine Reviſton der Vertheiluug unter den einzelnen Banken gegen 
her in dem Sinne erfolgen, daß die drei ſüddeutſchen Banken: 
duden, Würtemberg, Heſſen von den mit 1 Procent beſteuerten Noten 
R 10 Millionen Mark, Baiern alles in allem 32 Millionen Mark 
walten. Das Verhältniß Sachſens wird gleichfalls erheblich verbeſſert, 
˖ welchem Umfange, iſt noch vorbehalten, die Reichsbank iſt ermäch⸗ 
0 und verpflichtet, überall im ganzen Reichsgebiete Geſchäfte zu be⸗ 
tuen und die Geſchäfte des Reiches gratis zu beſorgen. Die Reichs 
ank erhält ein Privileglum auf 15 Jahre. Morgen früh um 10 
Ir wird die Bank⸗Commiſſion des Reichstages zuſammentreten und 
ie Vorſchläge durch den Präſidenten Delbrück entgegennehmen. Die 
alkulirung derſelben wird dann in der nächſten Sitzung, 4. Januar 
3 erfolgen und dann nach ihrer Vereinbarung als Amendement 
u der früheren Vorlage an den Reichstag gelangen. Das Civilehe⸗ 
ez wird nun morgen erſt im Juſtiz⸗Ausſchuß des Bundesrathes zum 
1 otup und dann unmittelbar an das Plenum gelangen. Das Re⸗ 
kat wird der hanſeatiſche Miniſterreſident Dr. Krüger übernehmen, 
Vorlage dem Reichstage erſt in den Weihnachtsferien zugehen. — 
0 i Berufung des preuß. Landtages iſt für den 14. Januar in Aus⸗ 
Öt genommen. 
[Die Kaiferin] hat nachſtehendes Schreiben erlaſſen: 
7 Protectorin des Frauen⸗Lazareth⸗Vereins und des Auguſta⸗Hoſpi⸗ 
"8 ſehe ich Mich durch den großen und ſchmerzlichen Verluſt, den der Ver: 
1 und die Anſtalt durch den Tod des verdienſtvollen Geh. Raths Eſſe als 
weriiicher Director erlitten haben, nunmehr veranlaßt, aus dem Vorſtande 
0 Vereins zwei Curatoren zu ernennen, welche, bis Ich die Wahl eines 
ichfolgers für den verſtorbenen Director der Anſtalt getroffen haben werde, 
in Intereſſen derſelben wahrzunehmen und in Meinem Auftrage zu vertre⸗ 
N baben, wofür Ich hiermit den von Mir gewählten Curatoren, dem Baron 
d Haß die nöthige Legitimation ertheile. 


de ferner bas Einschluß Capital, die Hälfte des Reſetvefonds, 
die 


d. Heidt und dem Reg.⸗Rath 
Berlin, 12. December 1874.“ 
\y [Wahlprüfung.] Nach der „Kreuz. Ztg.“ hat geſtern die zweite 
AGlheilung des Reichstages die Wahl des Abg. Prinzen zu Hohenlohe⸗ 
gelfingen geprüft und nach eingehenden Erörterungen beſchloſſen, die 
Nahl für ungültig zu erklären. 
N [Fürſt Bismarck und Fritz Reuter.] Das „R. T.“ theilt aus der 
Men nächſten Tagen erſcheinenden Ausgabe der nachgelaſſenen Werke Fritz 
zuter's von Wilbrandt folgenden Briefwechſel zwiſchen Reuter und Bismarck 
ke Reuter ſchrieb 1866 unter Einſendung feiner geſammelten Werke: „Es 
5 mich, Ew. Excellenz, als dem Manne, der die Träume meiner Jugend 
un die Jallinngen der gereiften Alters zur faßbaren und im Sonnenſchein 
damenden Wahrheit verwirklicht hat, ich meine die Einheit Deutſchlands, 
men tiefgefühlten Dank zu jagen. Nicht Autoren⸗Eitelkeit, ſondern nur 
kadeebbafte Wunſch, für ſoviel ſchöne Realität, die Ew. Excellenz dem Vater⸗ 
Ade geſchenkt haben, auch etwas Reales zu bieten, veranlaßt mich, dieſem 
telle den Inhalt des beifolgenden Packets beizufügen. — Möchten Ew. Ex⸗ 


e 


in Nu 51 meinen etwas zudringlichen Kindern ein beſcheidenes Plätzchen 

inter Bibliothek gönnen und möchten die dummen Jungen im Stande 
un mit ihren tollen Sprüngen Sie auf Augenblicke die ſchweren Sorgen 
90 barten Mühen Ihres Lebens vergeſſen zu laſſen. — Gott ſegne Sie für 
| 3 Thun! Sie haben ſich mehr Herzen gewonnen als Sie ahnen, ſo z. B. 
uch das Ibres ergebenſten Fritz Reuter, Dr.“ 


Graf Bismarck antwortete am 17. September: 
Eurer Hochwohlgeboren ſage ich herzlichen Dank für die freundliche Sen⸗ 
% mit welcher Sie Ihre inbaltvolle Zuſchrift vom 4. d. M. begleiteten. 
Als alte Freunde habe ich die Schaar Ihrer Kinder begrüßt und fie alle 
ullommen geheißen, die in friſchen, mir heimathlich vertrauten Klängen von 
dates Volkes Herzſchlag Kunde geben. — Noch iſt, was die Jugend er: 
denn nicht Wirklichkeit geworden; mit der Gegenwart aber verſöhnt es, 
* n der ausermählte Volksdichter in ihr die Zukunft geſichert vorſchaut, der 
Reibeit und Leben m opfern ſtets bereit war“. N 
rn Schwerin, 10. Dechr. [Kammerdirector Böcler 4. Nach langem 
benuttenlager ſtarb heute Abend hier der Kammerdirector Böcler im 65. Les 
laddahre⸗ der als mecklenburgiſcher Abgeordneter zum deutſchen Parlament 
felhe bis 1849 in Frankfurt auch in weiteren Kreiſen bekannt war. Der: 
C machte ſich in Frankfurt durch angeſtrengte Thätigkeit in verſchiedenen 
Nane wie durch gediegene juriſtiſche Kenntniſſe einen allgemein geachteten 
großher In Mecklenburg ward der Verſtorbene als Director und Chef der 
entſchievoalichen Domainenverwaltung nicht allein zu den böchſten, ſondern 
Küken en auch tüchtigſten Beamten des Landes gezahlt und ſehr bäufi als 
bez ger Miniſterpräſident, nach Einführung der conſtitutionellen Verfaſſung, 
d 


— 


zeichnet. Die im letzten Decennium geſchehene Umwandlun 

. 1 Aung von Tauſen⸗ 
don Bauern im Domanium aus Zeitpächter in Erbpächter, welche nl 
unumſchränkt mit ihrem Beſitz ſchalten können, und ferner der Entwurf 


dle ſewortteffliden Hypothekenordnung in den Domainen gelten vorzüglich 
ine Werke. 

Hamburg, 12. December. [Erkenntniß.] Das heute Morgen 
ablieirte Erkenntniß in der (mehrfach von uns beſprochenen) Privat⸗ 
. ſurienklage des Oberamtsrichters Seidel in Kellinghuſen gegen den 
wantwortlichen Redacteur des „Hamb. Correſp.“, Dannenberg, lautet 
uf koſtenloſe Frelſprechung. Die Entſcheidungsgründe waren nach der 
Kiel. Ztg.“ die folgenden: 

Kauf gegründet war, 


„Da die vom Prioatkläger erhobene Klage 
daß der Beklagte dem Privatkläger für ſein an 

Ki Vorſitzenden des Stadtgerichts in Berlin (in der Arnim⸗Affaire) 
j chtetes Denunclationsſchreiben, das Bedürfniß, ſich bei feinen Vor⸗ 
ſetzten in empfehlende Erinnerung zu bringen, als Motiv unterge⸗ 
Joben und dieſe von ihm in der betreffenden Verhandlung vor dem 
Gaeigerich gemachte Aeußerung auch in einem Referat über dieſe 
ichtsberhandlung reproducirt habe; — da ſomit von einer Beleldi⸗ 
jun des Klägers nur dann die Rede jein könnte, wenn das dem⸗ 
Ya untergeſchobene Motiv als ein verächtliches anzuſehen wäre, das 
ürfniß eines Beamten, ſich bei feinen Vorgeſetzten in empfehlende 
nderung zu bringen, jedoch kein verächtliches Motio ſei; — da es 
ha von vornherein an einem Klagegrund gefehlt habe und da 
ei Beklagten im Uebrigen kein Vorwurf daraus gemacht werden 
Um daß er bei ſeiner Vertheidigung dem Privatkläger das für ihn 
den Beklagten) günſtigſte Motiv untergeſchoben habe, zumal die von 
an eioatläger an das Berliner Stadtgericht gerichtete Denunciation 
um "bin ein „außergewöhnlicher Schritt“ und dieſer letztere auch in 
h betreffenden Denunciationsſchreiben nicht genügend motivirt fei, 
Die aß der Kläger mit der von ihm erhobenen Klage abzuweiſen ſei. 
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fe Berurtheilung des Klägers in die erwachſenen Gerichtskoſten recht⸗ 
ae ſich durch das oben Geſagte. ’ 
duc ünchen, 13. December. [Nuntius Meglia.] Von dem 


egi Varnbühlers Enthüllungen wieder bekannt gewordenen Nuntius 

ia erzählt der altkatholiſche „Deutſche Merkur“, daß derſelbe ſ. 3. 
zon Kottenburger Regens Moſt, als dieſer den verſtorbenen Biſchof 
und ottenburg wegen liberaler Geſinnung der Curie denuncirt hatte 


u, sed mihi Monacum seripsisti.“ (Wenn Du willſt, 
Du es läugnen, weil Du nicht nach Rom, ſondern mir nach 


ſchriebſt.) 
Defterreid. 


Vien, 15. December. [Der Miniſterwechſel in Serbien.] 
Nein erſcheinende „Correſpondance generale“, eine in diplomatifchen 
Ai derbreitete Correſpondenz, ſchreibt in einem Entrefilet üller den 

zwechſel in Serbien: Alle Nachrichten aus Belgrad ſtimmen 


darin überein, daß das neue Cabinet nicht beabſichtige, ſich von jener 


friedlichen, der Conſolidirung des Landes geweihten Politik zu ent⸗ 
fernen, welcher das Minlſterium Marinovic den hohen Grad von 
Vertrauen dankte, den ihm die Mächte entgegenbrachten. Eine Politik 
der Agitation habe in Serbien alle Chancen verloren, ſeitdem die 
Entrevuen von Berlin und Petersburg das Friedensbündniß der drei 
Kaiſerſtaaten befeſtigten. Wer heute Miene machte, den Frieden an 
der unte ren Donau zu ſtören, hätte ſich nur der entſchiedenſten Geg⸗ 


nerſchaft Europas zu verſehen. 
— . — ne nn nen nn nn mann nen nn 


Provinzial-Zeitung. 


— d. Breslau, 16. Decbr. [Der Bezirksverein der Odervorſtadt! 
hielt geſtern Abend ſeine letzte Sitzung in dieſem Jahre. Nach einem Bericht 
des Herrn Landsberger hat das Oderthor beſtimmte Ausſicht, eine Suppen⸗ 
anſtalt zu erhalten. Es handle ſich hierbei nur noch um die Wahl eines 
paſſenden Locals. Die folgende Discuſſion über Referate der Stadiverofds 
neten⸗Verſammlungen, namentlich in Betreff der Vorlage über den Karuth⸗ 
hof, gab Veranlaſſung, die einſchlägigen Beſtimmungen der Städte⸗Ordnung 
zu recapituliren. Hierauf wurde beſchloſſen, wegen der bevorſtehenden Vor⸗ 
ſtandswahlen den Mitgliedern ein Verzeichniß aller Vereinsgenoſſen einzu⸗ 
bändigen. Mit dem Wunſche, der Verein möge im neuen Jahre eine gleich 
rege Thätigkeit entwickeln, wie bisher, ſchloß der Vorſitzende die Berfammlung, 


- d. Breslau, 16. Dechr. [Die geſtrige Männerverſammlung 
der „alten ſtädtiſchen Reſſource“] eröffnete Optikus Heidrich mit 
einem Bericht über die Waldeckfeier und conftatirt, daß durch dieſelbe 19 neue 
Mitglieder gewonnen worden ſeien. Bezüglich der Winter⸗Vergnügungen 
habe der Vorſtand keinen beſtimmten Beſchluß gefaßt. Nach längerer Debatte 
beſchloß die Verſammlung, ein Vergnügungs⸗Comite zu bilden, deſſen Mit⸗ 
glieder in einer ſpäteren Verſammlung gewählt werden ſollen. Gelegentlich 
der Beantwortung des Fragekaſtens wurde der Beſchluß gefaßt, einer ſpäteren 
Verſammlung die Frage vorzulegen, ob es nicht angezeigt wäre, daß die 
alte ſtädtiſche Reſſource ihr politiſches Programm zu öffentlicher Kenntniß 
bringe. Hierauf Schluß der Verſammlung. 


Sitzung des Vereins für Geſchichte und Alterthum Schleſiens 
am 2. December. . 

Herr Profeſſor Dr. Palm las über die Vorgänge während der letzten 
Anweſenheit des Winterkönigs in Breslau, im November und December 1620. 
Anknüpfend an frühere Vorträge über das erwähnte Jahr, ſchilderte derſelbe 
die Ankunft des — in Breslau nach der Schlacht am weißen Berge. 
Vergeblich hatte der Landeshauptmann Johann Chriſtian von Brieg den 
fliehenden König in Glatz aufzuhalten geſucht, am 17. November traf der⸗ 
ſelbe mit gewaltigem Gefolge in Breslau ein. Der Empfang war kein freund⸗ 
licher; theils laſtete auf dem Beſiegten die Schmach der ſchlecht geführten 
Sache, theils war die Bürgerſchaft Breslau'ssaufgeregt durch die bei ſeiner 
vorigen Anweſenbeit den Reformirten Breslau's gewährte freie Religions⸗ 
übung. Die Aufregung war ſo groß, daß der Magiſtrat den König bewog, 
dieſe Gonceiiion wieder zurückzunehmen, obſchon letzterer ſelbſt, wie der Landes⸗ 
hauptmann ſich zur reformirten Kirche bekannten. Beſſer war die Stimmung 
der zum 2. December zu einem Fürſtentage ſchleunigſt berufenen Stände. 
Nicht nur verhießen dieſe dem wieder ermuthigten Könige ihren Beiſtand zur 
Fortſetzung des Kampfes gegen den Kaiſer, ſondern beſchloſſen auch ziemlich 
verzweifelte Mittel, um die nöthigen Gelder zur Kriegführung zu gewinnen. 
Zwar ſetzte die Fürſtenſtimme noch nicht die Aufhebung und Confiscation 
des Bisthums und ſeiner Güter durch, die Geſandten der Erbfürſtenthümer 
und Städte widerſprachen noch, dagegen beſchloß man eine Art Aufhebung 
der geiſtlichen Stiftungen und Klöſter, indem deren Einkünfte auf 2 Jahre in 
die Landeskaſſe fließen und den Geistlichen nur das Nothwendigſte zu ihrem 
Unterhalte gelaſſen werden ſollte. Dafür wollten die Fürſten ihrem Münz⸗ 
rechte und ihren gerade bei der damaligen Münzverwirrung ſehr bedeu⸗ 
tenden Einkünften daraus entſagen. Eine Beſteuerung des Grundbeſitzes, 
120 vom Tauſend der Anſage, aller Kaufmannsgüter, ferner Zwangsanlei⸗ 
hen u. dgl. wurden bewilligt und andere Maßregeln berathen. Allmälig 
jedoch ſank die Anfangs ſo kriegsbereite Stimmung; immer lautere Klagen 
über die an den Grenzen verübten Exceſſe der Feinde, über Meutereien der 
eigenen Soldaten u. ſ. w. liefen ein, dazu kam die Ankündigung der vom 
Kurfürſten von Sachſen in Kurzem auch in Schleſien zu vollziehenden Execu⸗ 
tion, die für dieſes Land ein gleiches Schidjal, wie die über die Lauſitz ver: 
hängte, fürchten ließ. Alles dies bewirkte, daß man an den Frieden dachte, 
wenn man auch nur verdeckt davon zu ſprechen wagte. Da gab am 20. oder 
21. December die Nachricht von dem Abfall der verbündeten Mährer den 
Ausſchlag. Der König fab, daß mit dieſem Verluſte alle Ausſichten auf 

lücklichen ferneren Wlderſtand geſchwunden ſeien und that am 22. den 
Stanven feine Abſicht kund, ſich in ſichere Orte in der Nähe zurückzuziehen. 
Er überließ es ihnen, mit Sachſen Unterhandlungen anzuknüpfen, unter der 
Vorausſetzung, daß man ihn dabei mit einſchließen und ſeine Rechte wahren 
werde. nter den Verſicherun en fernerer Fürſorge für ſeine ſchleſiſchen 
Unterthanen, ſchied er am 23. December, um über nm ſeiner Gemahlin 
nachzugehen, die er am 27. November nach Brandenburg vorausgeſchickt 
batte, und welche in Küſtrin ihrer Entbindung entgegenſah. Die Stände 
entließen ihren König, ohne ihm von alle den früher gemachten Geld⸗ 
zuſicherungen auch nur eine kleine Summe auf den Weg gegeben zu haben, 
während er nach Pol's Verſicherung überall Richtigkeit gemacht hatte. 


Schleſiſche Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur. 
. (Section für Obſt⸗ und Gartenbau.) 

Sitzung am 11. November 1874. Vorgetragen wurden: 1) eine 
längere Abhandlung des Lehrer Herrn Hiller in Brieg: „Zur Förderung 
der Obſteultur“, in welcher die drei Fragen: 4. Welches ſind die Hinderniſſe 
des Auſſchwunges der Obſteultur? b. Was kann der Lehrer zur Debung 
derfelben thun! c. Sit die Obſtbaumzucht auch in der Stadiſchule zu lehren? 
nach beſtimmten Richtungen hin beantwortet werden. 2. Von Herrn Ober: 
Hoigäriner Schwedler in Slawenzitz: „Auszug aus Skizzen einer dies⸗ 
jährigen Reiſe nach Süddeutſchland.“ 

Der Gärtner der Section, Herr Jettinger, legte vor: 1) Früchte der 
Maibirne (Bezi Mai, de Jonghe), einem jungen Säulen⸗Pyramiden⸗Stämm⸗ 
chen in dem Obſtbaumſchulgarten der Section entnommen; eine ſehr feine 
Birne für die Tafel, welche bis in Mai ihre Dauer behält. 2. Koppiel’s frühe 
weiße Roſen⸗Kartoffel;“ eine noch neue, mittelfrühe, im Sectionsgarten ver⸗ 
ſuchsweiſe cultivirte Sorte von großer Fruchtbarkeit, deren ziemlich große, 
plattrunde Knollen an kurzen Stolonen dicht um den Stock liegen; daher zu 
empfehlen. 3. Als Beweis dafür, daß ſich nicht blos in Würtemberg und 
Baiern, ſondern auch in Schleſien, bei 1 und richtigem 
Culturverfahren wirklich ſchöne Wurzeln des Meerrettig erzeugen laſſen, eine 
ihm durch den Kunſtgärtner Herrn Schmidt in Stephansdorf überſendete 
ungewöhnlich lange und ſtarke Wurzel dieſer Pflanze. 
Vielſeitig herrſcht immer noch die irxthümliche Meinun vor, daß die ge⸗ 
eignetſte Zeit zur Anpflanzung von Obſtbäumen das ; rühjahr ſei; zur 
Enikräftung derſelben, und um den Beweis zu führen, wie vielmehr die 
al für ein raſcheres Bewachſen und beſſeres Gedeihen junger 

bſtſtämmchen ſich empfehle, machte Herr Jettinger noch aufmerkſam auf 
die an einem Pflaumenſtämmchen und einem Apfel⸗Pyramidenſtämmchen, 
welche beide ſchon Mitte October im Garten der Section ausgehoben und in 
Einſchlag genommen werden mußten, ſeit dem bereits eingetretene, deutlich 
erſichtliche Bildung neuer zahlreicher Faſern⸗Wurzeln, welche ganz ſicher nur 
erſt im Frühjahr des folgenden Jahres begonnen hätte, wenn die Stämmchen 
exit = dieſer Zeit ausgehoben und wieder gepflanzt worden wären. 

Noch wurden einige kleinere, durch den Lehrer Herrn Oppler in Plania 
eingeſendete gärtneriſche Notizen zur Kenntniß gebracht. 

In der Sitzung am 2. December 1874 wurden vorgelegt; die 42. 
Lieferung des Obſtcabinets von H. Arnoldi in Gotha, enthaltend: in 
naturgetreuer Nachbildung aus Porzelan⸗Compoſttionsmaſſe, 2 Aepfel⸗, 2 
Birnen und 2 Pflaumen⸗Sorten und ein durch den Obergärtner Herrn 
Stieb einer in Stolz eingeſendetes Blatt von Tropaeolum Lili Schmidt 
mit inuerer, dreitheiliger, breit matt grünlich⸗gelb umrandeter Zeichnung, 
wobei derſelbe berichtet, aus ſelbſt gewonnenem Samen einige Pflanzen er» 
halten zu haben, deren ſämmtliche Blätter faſt ganz gleiche Zeichnung haben 
und ein ganz reizendes Anſehen bieten. 

Zum Vortrag gelangten, don Obergärtner Herrn A. Schütz in Wetten ⸗ 
dorf (Ungarn) eingeſendet, ein Aufſatz über „die Coniferen in der Land⸗ 
ſchaftsgärtnerei“ und von Herrn Apotheker M. Scholtz in Jutroſchin 
umfaſſende Mittheilungen über pie Erfolge feiner Verſuche „zur Kenntniß 
ſolcher Pflanzen, welche im Winter wenig oder gar keines Lichtes bedürfen.“ 
Dieſe Verſuche, welche Herr Scholtz mit etwa 600 theils hartholzigen, theils 
krautartigen und Zwiebelgewächſen verſchiedenſter Arten in Topfen, z. B 
Obſtbaumchen, Ficus carica, Fuchſia, Rhododendron, Dracaena, Opuntien, 
Cacteen, Liliaceen unternahm und auch künftig noch ſortzuſetzen beabſichtigt, 

elen zum überwiegend größten Theile äußerſt befriedigend aus. Durch dieſe 

erſuche hat Herr Scholtz unzweifelhaft ein beachtenswerthes Verdienſt, 


x 


namentlich um ſolche Pflanzenfreunoe ſich erworben, welche nicht in der Lage 
ſind, in einem Gewächshauſe, oder ſelbſt nur in Wohnungsräumen eine 
größere Anzahl Pflanzen mit Sicherheit überwintern zu können; ſeinem 
wiederholten, bisher leider unerfüllt gebliebenen Erſuchen, daß auch andere 
gleiche Verſuche machen und deren Ergebniſſe zur Nutzanwendung in weiteren 
Kreiſen der Section bekannt geben möchten, gab der Secretär daher — — gern 
betonten Ausdruck. E. H. Müller. 


+ Königshütte, 15. Dechr. [BARS Sonnabend, den 12. d. Mts., 
veranſtaltete der Männergeſang⸗Verein im Anſchluß mit einem gemiſchten 
Chore ein Concert. Die den erſten Theil deſſelben bildenden Piecen für 
gemiſchten Chor verſchiedener Componiſten (Abt, Mendelsſohn Bartholdy) 
waren noch inſofern als gelungen zu betrachten, als der Chor damit ſeine 
Feuerprobe beſtand, indem ſich der Damenchor erſt Mitte October conſtituirt 
hat. Den zweiten und Haupt⸗Theil bildete die „Otto'ſche Oper: „Die Mord: 
rundbruck bei Dresden“, und wurde dieſes in eleganten Coſtümen ausge⸗ 
ührte humoriſtiſche Werk vom Publͤkum mit großem Beifall aufgenommen. 
Das fehlende Orcheſter war durch zweckentſprechende Flügelbegleitung erſetzt. 
An der Ehre des Erfolges haben der langjährige, unermüdliche Dirigent, 
Herr Hauptlehrer Matzner, und die unverdroſſenen Sängerinnen und Sän⸗ 
ger wohl zu gleichen Theilen Anſpruch und unſere armen Schulkinder ſind 
durch die erzielte hohe Einnahme um eine Hoffnung für ihren Weihnachts⸗ 
tiſch reicher. Der Schluß des Abends war der erſte Verſuch der „Königs⸗ 
hütter Brumme“, rekrutirt aus Mitgliedern des „Männer: Vereins“, ein 
Pflegekind des um das hieſige Vereinsweſen ſehr verdienten Herrn Ingenieur 
Schubert. Der „Feſt⸗Marſch“ der Breslauer: und die „Polka“ der Königs⸗ 
hütter⸗Brumme machten dem Begründer alle Ehre. So war denn die Be⸗ 
friedigung eine allgemeine. 


A Königshütte, 15. Dechr. [Gewerbe⸗Verein.] Die letzte Sitzung 
wurde ausgefüllt durch einen Vortrag des Herrn Geh. Bergrath Meitzen 
über die Steinkohlen. — Nachdem der Vortragende kurz die Eigenſchaften 
und den Urſprung dieſes wichtigſten aller Minerale angegeben, erläuterte 
derſelbe an zwei im großen Maßſtabe ausgeführten Profilen, deren eines die 
ſattelförmige, gleichmäßige Schichtung unſerer Königsgrube, das andere die 
verſchobenen und zerklüfteten Flötze des Aachener Beckens anſchaulich machte, 
die verſchiedenen Arten der Lagerung und die bergmänniſche Gewinnung der 
Kohlen. Der Vortrag entwickelte ſich ſodann über das älteſte, an Sagen 
und Mythen ſich anknüpfende Bekanntſein der Steinkohlen, deren Productions⸗ 
werth dem des Goldes gleichkommt, während der durch dieſelbe geſchaffene 
indirecte Gewinn als ein bedeutend größerer, als bei dieſem edlen Metall 
ſich herausſtellt. Den Schluß bildete ein kurzer Ueberblick über die Entwicke⸗ 
lung der hieſigen Königsgrube. Als ein ünſcheinbarer Schacht im Jahre 
1791 unter dem Miniſter v. Reden in Angriff genommen und im erſten 
Jahre einen Ueberſchuß von 95 Thlr. gewährend, entwickelte ſie ſich nach 
einer 10 jährigen, bedeutende Zuſchüſſe erfordernden Sturm⸗ und Drangperiode 
in kräftiger, allmälig zunehmender Weiſe, ſo daß dieſelbe jetzt einen Netto⸗ 
gewinn don über einer Million Thalern bei einer Jahresproduction von 1414 
Millionen Centnern und einer Schachtlänge von etwa 10—11 deutſchen Meilen 
gewährt. — Die zahlreiche Verſammlung folgte dem ſpannenden Vortrage 
mit reger Aufmerkſamkeit und ſprach dem verehrten Redner durch den Vor⸗ 
ſitzenden ihren Dank aus. — Nachdem letzterer noch kurz des Dahinſcheidens 
des fo allgemein verdienten Herrn d. Carnall gedacht, deſſen Andenlen 
gesch 5 von den Plätzen die Anweſenden ehrten, wurde die Sitzung 
geſchloſſen. 


Berlin, 16. Dec. Wie es den Anſchein gewinnt, darf man von dem 
Reſt dieſes Jahres für das Börſengeſchäft einen Auſſchwung nicht erwarten, 
denn anderen Falles hätte eine ſolche Wendung ſich ſchon immer bemerkbar 
machen müſſen. Die Haltung der Börſe iſt eine feite, aber die Umſätze blei⸗ 
ben durchaus ungenügend. Die Gründe, welche für letzteren Umſtand be⸗ 
ſtimmend ſind, haben wir des Oefteren bereits beleuchtet und da dieſelben 
inzwiſchen nichts an ihrer Bedeutung eingebüßt haben, ſo folgert ſich die 
Geſchäftsloſigkeit in natürlichſter Weiſe. Die einzelnen Branchen der Börſen⸗ 
effecten wetteiferten auch heute in der Verkehrsenthaltung mit einander und 
nur wenige Deviſen machten eine Ausnahme. Die internationalen Specu⸗ 
lationswerthe gingen in ſehr geringem Maße um, bekundeten aber gute 
Feſtigkeit, nicht allein, daß ſie ſchon mit kleineren Erhöhungen gegen die 
geſtrigen Schlußcourſe einſetzten, ſondern ſie erweiterten die Avance auch im 
weiteren Verlaufe in einem Umfang, der für jetzige Verhältniſſe nicht 
gerade unbedeutend zu nennen iſt. Namentlich zeichnete ſich Oeſterreichiſche 
Staatsbahn durch große Feſtigkeit aus. Oeſterr. Creditactien blieben ruhiger 
und erfuhren auch nur eine geringere Eourserhöhung. Lombarden blieben 
wie bisher unbeachtet. Andere Oeſterr. Bahnen gewannen weniger Intereſſe, nur 
Galizier waren belebt und ſteigend, da man die Meldung, wonach die Bahn⸗ 
in letzter Woche eine Mindereinnahme von 29,000 fl. erzielt habe, anzweifelte. 
Oeſterr. Nordweſtbahn feſt, aber ſtill. Die localen Speculationseffecten ver⸗ 
hielten ſich ſehr ruhig. Disconto⸗Comm. 183%, ult. 183 —182 4 —183%, 

ortmunder Union 39, ult. 384 —39 1 —38 4 —38%, Laurahütte maßen 
ult. 1354-1354 —135½. Auswärtige Fonds zeigten ſich gewiſſermaßen 
recht beliebt; die Courſe konnten infolge vermehrter Nachfrage mehr oder 
weniger anziehen oder behaupteten ſich doch auf ihrem geſtrigen Niveau. 
Oeſterr. Renten unverändert. Papierrente begehrt, auch 1860er en waren 
zu beſſerem Courſe gefragt. Italiener und Türken feſt, auch Amerikaner ge⸗ 
wannen einiges Leben und ſtellten ſich um ein Geringes theurer. Ruſſiſche 
Werthe blieben nicht ganz ſo ſtill wie bisher, Prämien⸗Anleihen zogen im 
Courſe an, Bahnen und Schatzanweiſungen gingen lebhafter um. Preu⸗ 
ßiſche Fonds feſt, aber ſehr ſull, auch andere deutſche Staatspapiere 
blieben meiſt umſatzlos. Prioritäten unbeachtet, aber im Allgemeinen 
feft; von auswärtigen Deviſen waren Raab⸗Graz und Ungariſche Nord: 
Oſtbahn begehrt. Auf dem Eiſenbahn⸗Actien⸗ Markte hatte eine 
etwas feſtere Tendenz Platz gegriffen, trozdem konnten ſich die Notirungen 
meiſt aber nur auf geſtrigem Nibeau erhalten, nur Bergiſche waren recht be⸗ 
liebt und zogen an; auch für Anhalter iſt die Stimmung ſebr günſtig, und 
heute erhöbten letztere die Notiz bei ſehr regen Umſätzen, Rumänen waren 
ſehr feſt. Von leichten Actien zeichneten ſich ferner theils durch lebhaftere 
Umſätze, theils durch beſſere Courſe aus: Nahebahn, Berliner Nordbahn, 
Oſtpreuß. Südbahn, Breſt⸗Grajewo und Breſt⸗Kiew. Bankactien ſtagnirten 
faſt vollſtändig, belundeten aber im Großen und Ganzen eine feſte Tendenz, 
Preuß. Hypoth. (Spielhagen) bei beſſerem Courſe lebhaft, Schuſter ebenfalls 
etwas beſſer, Provinz.⸗Gewerbebank niedriger, Berl. Kaſſenverein gefragt 
ohne Abgeber, Stett. Vereinsb. feſt, Allgem. Bau⸗ und Handelsbank rege. 
Jane meiſt ganz geſchäftslos, Ahrens Brauerei und Vereins⸗ 
Brauerei anziehend aber ſehr ſtill, Omnibus lebhaft ſteigend, Weſtend höher, 
Flora nachgebend, Pleßner in regerem Verkehr, Globus und Löwe (Näh⸗ 
maſchinen) beliebt, Hoffmann Wagenbau verhältnißmäßig lebhaft, Weſtfal. 
Draht in ſehr gutem Verkehr. Bergwerke ſehr ſtill, König Wilhelm niedri⸗ 
ger, Victoriahütte anziehend, Deutihes Bergwerk rege. — Um 2% Uhr: 
Credit 140%, Lomb. 75%, Franz. 186%, Disc.⸗Comm. 183%, Dortm. Union 
39, Laura 135%. (Bank- u. H.⸗Z.) 


O Paris, 13. Deebr. [Börſenwoche.] Die Hauſſe, mit welcher man 

ontag begann, konnte ſich nicht behaupten. Auf den ſeinerzeit erwähnten 
Artikel der „Debats“ fiel die Rente und ging ſelbſt unter 99, nachdem die 
Botſchaft des Präſidenten der Vereinigten Staaten und die in derſelben ent⸗ 
haltenen Stellen en lch Cuba's bekannt geworden. Tags darauf hatten 
zwar die genannten Urſachen bereits ihre Wirkung verloren, aber eine aus ⸗ 
geſprochene Tendenz zum Steigen ließ ſich trotzdem nicht erkennen; die Rente 
ſchwankte um endlich faſt wie am vorhergehenden Sonnabend zu ſchließen. 
Creduinſtitute, zwar nicht en hausse, ſind recht feſt; Ausnahme davon machen 
Mobilier, die im 5 der Woche Frs. 15 einbüßten. Die beiden ausländi⸗ 
ſchen Creditinſtitute, Credit Mobil. Esp. und Oeſterr. Bodencredit ſind ziem⸗ 
lich ſchwach. Die Courſe der Bahnwerthe haben ſich durchgehends gebeſſert. 
Auch in dieſer, det 48. Woche, waren die Einnahmen um Frs. 300,000 
größer, als jene der gleichen Periode des Vorjahres. Oeſterr. Staatsbahn 
ſchließen kaum, Lombarden gar nicht verändert. Italieniſche Rente fiel etwas, 
da beim Courſe von 68 viele Realiſirungen vorkamen; aus ähnlichem Grunde 
gingen auch Türken etwas zurück. 


„Köln, 16. Decbr. [Die Betriebseinnahmen der Rheiniſchen 
Si] enbahn] ergaben im Monat November d. J. ein Plus von 60,212 
Thlr. gegen den entſprechenden Zeitraum des Vorjahres und für die elf 
verfloſſenen Monate d. J. ein Minus von 137,593 Thlr. 


Wien, 16. Dechr. [Dementi.]. Gegenüber der Meldung des „Tage⸗ 
blattes“, daß die Gruppe Wiener Finanziers, welche ſeiner Zeit die Grün⸗ 
dung der ungeriſchen Escomptebank beabſichtigte, neuerdings dieſen Plan 
wieder aufgenommen habe, iſt die e zu der Erklärung ermächtigt, daß 
dieſe Nachricht jeder Begründung entbehre. 


Wien, 16. Decbr. [Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn!] 
betrugen in der Woche vom 1. bis 7. Decbr. 166,455 Fl., ergaben mithin 
gegen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Mindereinnahme von 
6,695 Fl. — Wochen⸗Einnahme der Linie Neumarkt⸗Braunau⸗Simbach 
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